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Geschäftsbe reich des Bundeska nzlers und
des Bundeskanzle ramtes

1. Abgeordnete
Dr. Gesine
Lötzsch
(fraktionslos)

Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung
zu, dassdie Gebühreneinzugszentralemonatli-
che Gebührenzahlungen ablehntund überwie-
seneBeiträgezurückbucht, und wenn ja, wäre
es sinnvoll, Empfängern von Arbeitslosen-
geldII monatliche Zahlungsraten einzuräu-
men?

Antwort der Beauftragtender Bundesregierung
für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss
vom 27.Dezember2004

Gemäû §4 Abs.3 Rundfunkgebührenstaatsvertragder Länder sind
Rundfunkgebühren in der Mitte eines3-Monats-Zeitraumsfür jeweils
drei Monate zu leisten.Nach Kenntnis der Bundesregierung besteht
keine generellePraxisder Gebühreneinzugszentrale,monatlicheTeil-
zahlungenzurückzubuchen. Ob dies in Einzelfällengeschehenist, ist
der Bundesregierung nicht bekannt.Nach Auskunft der Gebührenein-
zugszentraleschreibtsieDauerauftragszahler bei fehlerhaftenZahlun-
gen an und weistauf die gesetzlicheLage hin. Sofernein Rundfunk-
teilnehmerauswirtschaftlichenGründennicht in der Lageist, zumge-
setzlichvorgesehenenZeitpunkt die Gesamtsumme der geschuldeten
Rundfunkgebühren zu zahlen,sind nach Angabender Gebührenein-
zugszentraleggf. individuelleVereinbarungenmöglich.

Die Bundesregierung weist darauf hin, dassnach dem Entwurf des
Achten Staatsvertrageszur ¾nderungrundfunkrechtlicher Staatsver-
träge(Achter Rundfunkänderungsstaatsvertrag), der am 1. April 2005
in Kraft treten soll, die Gebührenbefreiung für natürliche Personen
geändert wurde. §6 Abs.1 Nr. 3 Rundfunkgebührenstaatsvertrag
sieht vor, dassEmpfänger von ArbeitslosengeldII einschlieûlich von
Leistungennach §22 ohne Zuschlägenach §24 desZweiten Buches
Sozialgesetzbuch auf Antrag von der Rundfunkgebührenpflicht be-
freit werden.

2. Abgeordneter
Erwin
Marschewski
(Recklinghausen)
(CDU/CSU)

Welche Ergebnissewurden im Rahmen der
letzten Zusammenkunft zur Errichtung des
von der Bundesregierung initiierten Länder
übergreifenden ¹Netzwerkes von Geschichts-
werkstättenªim Hinblick auf eineRealisierung
erzielt, und inwieweit ist es zutreffend, dass
mit der Slowakei,Tschechienund Österreich
bereitsmehrereLänder nicht mehr an den Be-
ratungenteilgenommenhaben?

DeutscherBundestag± 15.Wahlperiode Drucksache 15/4627± 1 ±



Antwort der Beauftragtender Bundesregierung
für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss
vom 30.Dezember2004

Während der letzten Zusammenkunft von Experten am 22./23.No-
vember2004in Krakau wurdeein Konzept erarbeitet,dasdie Aufga-
benstellungsowie die Organisationsform des ¹Europäischen Netz-
werksErinnerungund Solidaritätª betrifft. Danachist vorgesehen,in
Warschauein Sekretariateinzurichten, dasalszentraleKoordinations-
stelle der unterschiedlichen Institutionen in den beteiligtenLändern
fungierenund thematischeinschlägigeProjekte anregensoll. Die Ar-
beit desSekretariatssoll durchweitereGremienunterstütztwerden.

Das von Experten vorgeschlagene Konzept wird zunächstvon den
Kulturministern aller am Netzwerk interessiertenLänder geprüft, da-
mit esnacheinerweiterenAbstimmungauf Ministerebeneverabschie-
det werdenkann.

3. Abgeordneter
Günter
Nooke
(CDU/CSU)

Wie schätzt die Bundesregierung ± vor dem
Hintergrund der Bewertung des diesbezügli-
chen Vorstoûesihrer Beauftragten für Kultur
und Medien, Staatsministerin Dr. Christina
Weiss (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
21.Dezember2004) ± die Haltung der euro-
päischen Ebene zu der deutschen dualen
Rundfunkordnung und deren Onlineangebo-
ten ein, und welchekonkretenAnstrengungen
werdenbei der Staatsministerin in ihrer origi-
nären Koordinationsaufgabe unternommen,
um auf europäischerEbenemit einer einheit-
lichen und in sich schlüssigendeutschenPosi-
tion aufwartenzu können?

Antwort der Beauftragtender Bundesregierung
für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss
vom 29.Dezember2004

Die Bundesregierung ist davonüberzeugt,dassdie EuropäischeKom-
mission die aus der Rechtsprechungdes Bundesverfassungsgerichts
abgeleitetenWesensmerkmale unserernationalendualen Rundfunk-
ordnung achtenwird. Dies gilt insbesonderefür die Kompetenzder
Mitgliedstaaten,den Auftrag der öffentlich-rechtlichenRundfunkan-
staltenauchim Online-Bereichzu definieren.

Die Koordinierung der Rundfunkpolitik der Länder obliegt deren
Rundfunkkommission.

Die Bundesregierungvertritt, wie schon bisher, die Bundesrepublik
Deutschlandin den bei der Generaldirektion Wettbewerb der Euro-
päischenUnion anhängigenVerfahrenauf der Grundlageder mit den
Ländern abgestimmten Positionen,die an die Generaldirektion Wett-
bewerbalsStellungnahmezu dem anhängigenAuskunftsersuchenge-
sandtwurden.
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Geschäftsbe reich des Auswärtigen Amts

4. Abgeordneter
Siegfried
Helias
(CDU/CSU)

Treffen Presseberichtezu, wonachein geistig
behindertesMädchen im Iran wegenangebli-
cher Prostitution zum Tode verurteilt wurde
(vgl. STERN shortnews vom 14.Dezember
2004)?

5. Abgeordneter
Siegfried
Helias
(CDU/CSU)

Falls ja, welcheMaûnahmengedenktdie Bun-
desregierung zu ergreifen, damit das Todes-
urteil nicht vollstrecktwird?

Antwort desStaatssekretärs Jürgen Chrobog
vom 27.Dezember2004

DasStrafverfahrengegenL. M. in der StadtArak ist der Bundesregie-
rung bekannt. Das erstinstanzliche Todesurteil wurde im Frühjahr
2004gefällt.Die Justizbehördenbestreiten,dassdie Verurteiltegeistig
behindertsei.Zum Alter von L. M. liegenwidersprüchliche Angaben
vor (19Jahrebzw.21Jahre).

NachdemEndeNovember2004dasBerufungsverfahrengegenL. M.
mit der BestätigungdesTodesurteilsendeteund nunmehrdasUrteil
dem OberstenGerichtshof zur Bestätigungvorgelegtwurde, hat die
Europäische Union, vertreten durch die örtliche EU-Troika, am
21.Dezember2004 im iranischenAuûenministerium in diesemFall
demarchiert.Das iranischeAuûenministerium hat zugesagt,den Fall
mit denJustizbehördenund demPräsidialamtaufzunehmen.

Das AuswärtigeAmt hat die deutscheBotschaftin Teheranangewie-
sen,den Fall gemeinsammit den anderenBotschaftender EU-Mit-
gliedstaatenin Iran weiteraufmerksamzu beobachten.

Fortschrittebei denMenschenrechtenbleibenein wichtigesKriterium
bei der Gestaltungder Beziehungender EU zu Iran. Die EU ist dabei
bereit, den im Oktober 2002 mit Iran aufgenommenen Menschen-
rechtsdialogtrotz aller Schwierigkeitenfortzusetzen,wennund soweit
dieserzu konkretenVerbesserungender Menschenrechtslagebeiträgt.

Gleichzeitighabenalle 25 EU-Mitgliedstaatenam 2. November2004
in der laufendenGeneralversammlung der Vereinten Nationen eine
von KanadavorgeschlageneMenschenrechtsresolutionzu Iran mitein-
gebracht,die am 20.Dezember2004 von der Generalversammlung
angenommen wurde. Darin wird unter anderem die Verhängung
grausamerStrafenund die Verhängung von TodesstrafengegenMin-
derjährige verurteilt und Iran aufgefordert, die Rechte von Frauen
und Kindern, insbesonderevon Mädchen,zu schützen.
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6. Abgeordneter
Martin
Hohmann
(fraktionslos)

Ist der Bundesregierung bekannt,ob dasBar-
Gera-Museumin der israelischenHafenstadt
Aschodbei Tel Aviv, Internationales Museum
für verfolgte Kunst und Künstler, durch die
Bundesrepublik Deutschland materiell oder
ideellunterstütztwird, und wennja, in welcher
Form und Höhe?

Antwort desStaatssekretärs Jürgen Chrobog
vom 27.Dezember2004

Für die Eröffnungsausstellung desInternationalenMuseumsfür ver-
folgte Kunst in Ashdod, Israel, sind dem deutschenFördervereinfür
das Museum aus dem Zuständigkeitsbereich der Bundesregierung
Fördermittel durch die Beauftragtefür Kultur und Medien (114000
Euro) sowiedasAuswärtigeAmt (14600Euro) bewilligt worden.

7. Abgeordneter
Erwin
Marschewski
(Recklinghausen)
(CDU/CSU)

Welche Auffassung vertritt die Bundesregie-
rung zu der Forderung der Volksgruppe der
¹Armenierª, dassdie Vertreibungund Ermor-
dung von 1,5Millionen Armeniern im Osma-
nischenReichin denJahren1915und 1916als
¹Völkermordª durch die Türkei anerkannt
wird (Quelle: AFP vom 17.Dezember2004),
und inwieweit gedenkt die Bundesregierung
dies im Rahmender anstehendenBeitrittsver-
handlungen der Türkei zur Europäischen
Union zu thematisieren?

Antwort desStaatssekretärs Jürgen Chrobog
vom 29.Dezember2004

Die Bundesregierung ist der Auffassung,dassdie Bewältigungder
Vergangenheitin erster Linie Sacheder beiden betroffenenLänder
Armenien und Türkei ist. Sie hat ihre Haltung in der Antwort auf
die Kleine Anfrage der Fraktion der PDS zur ¹AnerkennungdesVöl-
kermordesan den Armeniernª (Bundestagsdrucksache14/9921vom
3. September 2002)dargelegt.

Die Bewertungder Ereignissedes 1. Weltkriegs und dessenFolgen
sind immer nocheinesder wichtigstenungelöstenProblemezwischen
der Türkei und Armenien.Die Bundesregierung hält die Aufarbeitung
der VergangenheitzwischendiesenbeidenStaatenfür wichtig und un-
terstütztdaheralle Initiativen, die diesemZiel dienen.Eine Bewertung
der Ergebnissedieser Forschungensollte durch die Historiker und
Völkerrechtler unternommen werden. Dem Dialog der Zivilgesell-
schaftin beidenLändernkommt in diesemZusammenhang einewich-
tigeRolle zu.

Die Bundesregierungwird beideSeitenauchweiterhinermutigen,den
Dialog miteinanderzu intensivieren.Seitensder EU bestehtzudem
die politischeErwartung,dassesim Verlauf der EU-Beitrittsverhand-
lungen mit der Türkei Fortschritte bei der Normalisierung des tür-
kisch-armenischenVerhältnissesgebenwird.
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8. Abgeordneter
Dr. Michael
Fuchs
(CDU/CSU)

WelcheGesetzeund Verordnungensindbisher
erlassenworden,um die ProjekteausdenPro-
jektvorschlägender ¹Initiative Bürokratieab-
bauª vom 9. Juli 2003,vom 8. März 2004und
vom 12.Mai 2004umzusetzen?

Antwort desStaatssekretärs Dr. Göttrik Wewer
vom 6. Januar 2005

Hinsichtlich der zur Umsetzungder Projekte ¹Anhebung der Buch-
führungsgrenzen für Unternehmer und Standardisierung der Einnah-
menüberschussrechnungª,¹Reform der beruflichen Bildung, Teil 2ª
und ¹Neuregelung des Kriegsdienstverweigerungsrechtsª geschaffe-
nen Gesetzeund Rechtsverordnungenwird auf die Antwort von der
ParlamentarischenStaatssekretärin im Bundesministerium desInnern,
Ute Vogt, vom 6. Oktober 2003 (Bundestagsdrucksache 15/1677,
Nr. 21) verwiesen.Bezüglich der zu den Projekten ¹Reform der
Handwerksordnungª, ¹Modernisierung des Lohnsteuerverfahrensª,
¹Reduzierung der statistischenBelastungender Wirtschaftª, ¹Geräte-
und Produktsicherheitsgesetzª, ¹Vereinfachte Einkommensfeststel-
lung nach dem Bundeserziehungsgeldgesetzª, ¹eCommerce mit Arz-
neimittelnª, ¹Vereinfachter Vollzug des Bundessozialhilfegesetzesª
und ¹Elektronische Gesundheitskarteª erlassenen Gesetze und
Rechtsverordnungenwird auf die Antwort des Bundesministeriums
des Innern vom 9. Februar 2004 verwiesen(Bundestagsdrucksache
15/2512,Nr. 16). Die zur Umsetzung der Projekte¹Novellierung des
Baugesetzbuchsª, ¹Straffung von Berichtspflichten im Immissions-
schutzª,¹NeuregelungdesRechtsder Verkehrsstatistikª, ¹Wohngeld-
rechtlichesVereinfachungsmodellª,¹Fusion der Bauverwaltung der
OFD Berlin mit dem Bundesamtfür Bauwesenund Raumordnungª
sowie¹Vereinfachungder Riesterrenteªgeschaffenen Rechtsnormen
sind in der Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin im Bun-
desministerium desInnern, Ute Vogt, vom 21.Juni 2004(Bundestags-
drucksache15/3426,Nr. 7) aufgeführt.

Folgendeweitere Rechtsnormensind zur Umsetzungder folgenden
Projekteder Initiative Bürokratieabbaugeschaffenworden:

1. NeufassungdesGesetzesgegendenunlauterenWettbewerb

DiesesProjekt wurde durch die NeufassungdesGesetzesgegenden
unlauterenWettbewerb(UWG) vom 3. Juli 2004abgeschlossen.

2. Mehrfachnutzung von Daten aus der ¹Zentralen Datenbankª im
BereichLandwirtschaft

Zwei der erforderlichen gesetzlichenGrundlagenzur Umsetzung die-
sesProjekts sind durch das Gesetz über die Verwendung der zur
Durchführung der Rechtsakteder EuropäischenGemeinschaft über
die Kennzeichnung und Registrierungvon Rindern erhobenenDaten
(Rinderregistrierungsdurchführungsgesetz± RiRegDG) vom 22.Juni
2004und dasGesetzzur Umsetzungder Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik vom 21.Juli 2004geschaffenworden.
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3. Modernisierungder Arbeitsstättenverordnung

DiesesProjekt wurdedurch die Verordnung überArbeitsstätten ± Ar-
beitsstättenverordnung (ArbStättV) ± vom 12.August 2004 umge-
setzt.

4. Modernisierungder Justiz

DiesesProjekt wurdedurch dasErsteGesetzzur Modernisierung der
Justiz (1. Justizmodernisierungsgesetz)vom 24.August 2004 umge-
setzt.

5. NovellierungdesBundesausbildungsförderungsgesetzes

DiesesProjekt wurde durch dasEinundzwanzigsteGesetzzur ¾nde-
rung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (21.BAföG¾ndG)
vom 2. Dezember2004umgesetzt.

6. Organisationsreformin der gesetzlichenRentenversicherung

DiesesProjekt wurde durch das Gesetzzur Organisationsreform in
der gesetzlichenRentenversicherung (RVOrgG) vom 9. Dezember
2004umgesetzt.

7. Überführung der Bundesvermögensverwaltungin eineAnstalt des
öffentlichenRechts

DiesesProjekt wurde durch dasGesetzzur Gründung einer Bundes-
anstaltfür Immobilienaufgaben(BImA-Errichtungsgesetz)vom 9. De-
zember2004abgeschlossen.

8. WohngeldrechtlichesVereinfachungsmodell

Zur Umsetzungdieseszwischenzeitlich abgeschlossenenProjektesist
zusätzlichzum bereits in der vorgenanntenAntwort vom 21.Juni
2004 aufgeführten Vierten Gesetzfür moderneDienstleistungen am
Arbeitsmarkt vom 24.Dezember2003 als weitere Rechtsgrundlage
das Zweite Gesetzzur ¾nderungwohnungsrechtlicher Vorschriften
vom 15.Dezember2004geschaffenworden.

9. Entlastungenim Bereichder Auûenhandelsstatistik

DiesesProjekt ist als weiteresProjekt in die Initiative Bürokratie-
abbau aufgenommenund durch die Vierzehnte Verordnung zur
¾nderungder Auûenhandelsstatistik-Durchführungsverordnung vom
17.Dezember2004abgeschlossenworden.

In zahlreichenweiterenProjekten der Initiative Bürokratieabbaube-
finden sich Gesetz-und Verordnungsentwürfeim parlamentarischen
Verfahrenbzw.im Zustimmungsverfahren im Bundesrat.

9. Abgeordneter
Hans-Joachim
Fuchtel
(CDU/CSU)

Welche Erkenntnisse hat der Bundesminister
des Innern über unberechtigteZugriffe auf
Verschlusssachen-DatenbeständedesBundes?
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Antwort desStaatssekretärs Lutz Diwell
vom 28.Dezember2004

Dem Bundesminister des Innern liegen keine Anhaltspunkte dafür
vor, dass nationale Verschlusssachenvon wesentlicherBedeutung
oder nichtdeutscheVerschlusssachenunberechtigt Auûenstehenden
zur Kenntnisgelangtsind.

UnberechtigteZugriffe Auûenstehendermittels Informationstechnik
auf alsVerschlusssacheeingestufteDatenbeständedesBundessind in
diesemZusammenhang ebenfallsnicht bekannt.

10. Abgeordneter
Hartmut
Koschyk
(CDU/CSU)

Ist der Dritte Versorgungsbericht, wie ange-
kündigt (sieheAntwort desParlamentarischen
Staatssekretärs beim Bundesminister des In-
nern, Fritz Rudolf Körper, vom 6. September
2004 auf meine schriftliche Frage 14 in Bun-
destagsdrucksache15/3694),vom Bundeskabi-
nett im Dezember2004 beschlossenworden,
und wannist mit der Veröffentlichungzu rech-
nen?

Antwort desStaatssekretärs Lutz Diwell
vom 28.Dezember2004

Der Dritte Versorgungsbericht soll dem Kabinett im Februar 2005
vorgelegtund anschlieûend veröffentlichtwerden.

11. Abgeordneter
Hartmut
Koschyk
(CDU/CSU)

Wird der Dritte Versorgungsberichteinediffe-
renzierteDarstellungder Wirkungeneinzelner
Maûnahmen aus den Versorgungsreformen
der vergangenenJahreenthalten,und wie ak-
tuell werden die zu Grunde liegendenDaten
(Zahl der Versorgungsempfänger,Höhe der
Versorgungsausgabenusw.)sein?

Antwort desStaatssekretärs Lutz Diwell
vom 28.Dezember2004

Der Dritte Versorgungsberichtwird nebender differenziertenDarstel-
lung der Versorgungsleistungen in Vergangenheitund Zukunft auch
Ausmaûund Wirkungender eingeleitetenReformmaûnahmenenthal-
ten. GrundlagedesBerichtssind die Daten der Versorgungsempfän-
gerstatistik vom 1. Januar 2003, der Personalstandsstatistik vom
30.Juni 2002sowieSondererhebungender Jahre2001bis 2003.An-
hand dieserDaten wurde die Entwicklung der Versorgungsausgaben
und der Zahl der Versorgungsempfängerbis2050vorausberechnet.
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12. Abgeordneter
Harald
Leibrecht
(FDP)

Wie steht die Bundesregierung zu der Anre-
gung von den Innenministern aus Österreich,
Estland, Lettland, Litauen und Slowakei,ein
Aufnahmelager für tschetschenische Flüchtlin-
gein der Ukraine einzurichten?

Antwort desStaatssekretärs Lutz Diwell
vom 12.Oktober 2004

Die Bundesregierunghat Verlautbarungen zu Überlegungenzur Er-
richtung eines Auffanglagers oder eines Betreuungszentrums für
tschetschenische Flüchtlingein der Ukraine zur Kenntnis genommen.
Aufgrund dessehrallgemeinenInformationsgehaltsdieserÜberlegun-
gen,die keine Einzelheitenzur Errichtung einer solchenEinrichtung
beinhalten,sieht die Bundesregierung keinen Anlass,hierzu Stellung
zu nehmen.Die Innenministerder EU sindüberdiesenVorschlagfor-
mell nicht unterrichtet worden.

13. Abgeordneter
Harald
Leibrecht
(FDP)

Siehtdie Bundesregierung in dieserAnregung
AnalogienzumVorschlagdesBundesministers
des Innern, Otto Schily, solcheFlüchtlingsla-
ger in Nordafrika einzurichten?

Antwort desStaatssekretärs Lutz Diwell
vom 12.Oktober 2004

Der Bundesminister desInnern hat zu keinemZeitpunkt die Einrich-
tung von ¹Flüchtlingslagernªin Nordafrika vorgeschlagen.

14. Abgeordneter
Günter
Nooke
(CDU/CSU)

Wie steht die Bundesregierungunabhängig
von demderzeitigenAusgangder Kommission
zur Modernisierung der bundesstaatlichen
Ordnung im Einzelnen zu dem Ziel, eine
grundgesetzlicheRegelungder Rechtsverhält-
nissefür die HauptstadtBerlin herbeizuführen,
und welcheWegewird siegegebenenfallsdies-
bezüglich für die Bundeshauptstadt im Jahr
2005beschreiten?

Antwort desStaatssekretärs Lutz Diwell
vom 28.Dezember2004

Die Bundesregierung hat im Rahmender Verhandlungender Kom-
missionzur Modernisierung der bundesstaatlichenOrdnung die Fort-
führung der Debatte über die Rolle Berlins als Hauptstadt Deutsch-
lands begrüût. Angesichtsder gesetzlichenVerankerungder Haupt-
stadtfunktion im Einigungsvertrag sieht sie eine von den Überlegun-
genzur Föderalismusreform losgelösteRegelungim Grundgesetzge-
genwärtignicht alsvorrangigan.
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15. Abgeordneter
Rainer
Brüderle
(FDP)

Wie hoch bewertet die Bundesregierung den
Zinsverlustdurch einevon PräsidentWladimir
Putin angekündigtevorzeitigeTilgung der rus-
sischenSchuldengegenüberder Bundesrepu-
blik Deutschland?

16. Abgeordneter
Rainer
Brüderle
(FDP)

Wie bewertetdie Bundesregierung nach einer
vorzeitigen Tilgung der russischenSchulden
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland
die Möglichkeit von Vorfälligkeitsentschädi-
gungen?

17. Abgeordneter
Rainer
Brüderle
(FDP)

Wie steht die Bundesregierung zu einem von
Präsident Wladimir Putin ins Gespräch ge-
brachten Teilschuldenerlass bei einer vorzei-
tigen Tilgung der russischenSchuldengegen-
überder BundesrepublikDeutschland?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 29.Dezember2004

Die russischeRegierunghat angekündigt, im Januar2005ein Ange-
bot vorzulegen.Dieseswird die Bundesregierung sorgfältigprüfen.

18. Abgeordnete
Gitta
Connemann
(CDU/CSU)

Trifft eszu, dassdie Bundesregierungdie For-
derung des DeutschenSpeditions-und Logis-
tikverbandesabgelehnthat, durch eine ¾nde-
rung der nationalenGesetzgebung zur Umset-
zung der 6. EG-Richtlinie zur Einfuhrumsatz-
steuer in der Bundesrepublik Deutschland
einenevtl. WettbewerbsnachteildeutscherSpe-
diteuregegenüberniederländischenoder öster-
reichischen Speditionen, der darin bestehen
kann, dassdie nationaleUmsetzungder EG-
Richtlinie in diesenbeiden Ländern vorsieht,
dassdie Einfuhrumsatzsteuer nicht zum Zeit-
punkt der Einfuhr zu entrichtenist, sondernse-
paratübereineSteuererklärungabgeführtwer-
denkann,zu beseitigen, und wie begründetsie
ihre Haltung?

DeutscherBundestag± 15.Wahlperiode Drucksache 15/4627± 9 ±



Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 28.Dezember2004

Es trifft zu, dassdasBundesministeriumder Finanzendie Forderung
des DeutschenSpeditions-und Logistikverbandese.V. (DSLV), die
Einfuhrumsatzsteuer(EUSt) im Rahmender Umsatzsteuer-Voranmel-
dung gegenüberdem Finanzamt zu erklären und zugleich als Vor-
steuerabzuziehen,abgelehnthat.

Die Finanzverfassung sieht in Artikel 108 Abs.1 Grundgesetz(GG)
vor, dassdie EUSt durch Bundesfinanzbehördenverwaltetwird. Im
Gegensatzdazu obliegt die Verwaltungder Umsatzsteuernach Arti-
kel 108Abs.2 GG den Landesfinanzbehörden.Eine Verlagerungder
Verwaltung der EUSt auf Landesfinanzbehörden wäre daher nur
durcheineGrundgesetzänderungmöglich.

Die Bundesregierung setztsich dafür ein, die Verwaltungskompetenz
für die Gemeinschaftssteuern, also Einkommen-, Körperschaft- und
Umsatzsteuer, von den Bundesländernauf den Bund (Bundessteuer-
verwaltung) zu übertragen.Hierdurch würde auchdasVerfahrenzur
Erhebung der EUSt erheblich erleichtert und dem Anliegen des
DSLV Rechnunggetragenwerden.

Durch dasderzeitigeErhebungssystemder EUSt ergebensich keine
Wettbewerbsnachteile für deutscheSpeditionen.Für die Erhebung
der EUSt sind die Zollvorschriften und damit auch die Regelungen
überdenZahlungsaufschubsinngemäûanwendbar.Aus diesemGrun-
de brauchtdie EUSt im Regelfallnicht unmittelbar im Zeitpunkt der
Einfuhr entrichtet werden,sondernvielmehr erst am 16.Tag desauf
den Entstehungszeitpunkt folgendenKalendermonats. Der Unterneh-
mer darf jedochdie EUSt bereitsin der bis zum 10. Tag nachAblauf
desVoranmeldungszeitraumsabzugebendenUmsatzsteuer-Voranmel-
dung als Vorsteuer abziehen. Durch diese Zahlungserleichterung
kommt essomitgrundsätzlich nicht zu einerkostenmäûigenBelastung
der Unternehmer. Eine Vorfinanzierung der EUSt ist daher grund-
sätzlichnicht erforderlich, so dassauch kein Liquiditätsnachteilein-
tritt.

Durch die Verlagerungder Erhebungder EUSt von der Zollverwal-
tung auf die Finanzämterwürde sich in Fällen, in denenzugleichmit
der Entstehungder EUSt auch Zoll bzw. andereVerbrauchsteuern
entstehen,wederfür den einführendenUnternehmerbzw. den beauf-
tragtenSpediteurnochfür die ander Festsetzungund Erhebungbetei-
ligtenFinanzbehördeneineVerfahrensvereinfachungergeben.Für die
Festsetzungund Erhebung der Zölle und Sonderverbrauchsteuern
bliebeweiterhin die Zollverwaltung zuständig,so dassdann auchdie
EUSt zusammenmit diesenAbgabenin einemArbeitsgangfestgesetzt
und erhobenwerdenkann.

Auch bei dem in ÖsterreicheingeführtenVerfahren erfolgt zunächst
die Festsetzungder EUSt durch die Zollverwaltung.Eine solchezwei-
geteilteZuständigkeitwürde insbesondere für die Landesfinanzbehör-
den, die in die Besteuerungder Einfuhren bislangnicht eingeschaltet
sind,zu einemhöherenArbeitsanfall führen.Vor diesemHintergrund
liegendie Voraussetzungenfür eine¾nderungder Verwaltungszustän-
digkeit durchBundesgesetz nachArtikel 108Abs.4 GG nicht vor.
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19. Abgeordnete
Gitta
Connemann
(CDU/CSU)

Wird die Bundesregierung andere geeignete
Maûnahmenzur UnterstützungdesDeutschen
Speditions- und Logistikgewerbes ergreifen,
und wie begründetsieihre Haltung?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 28.Dezember2004

Das Bundesministerium der Finanzenhat geprüft, ob ein Spediteur,
der die EUSt für denImporteur verauslagthat,dieseim Fall der Insol-
venzdesImporteurs alsVorsteuerabziehenkann. Es hat sichheraus-
gestellt,dassdiesnach Gemeinschaftsrecht nicht zulässigist. Zu den
Maûnahmender Bundesregierung zur Unterstützungdes deutschen
Speditions-und Logistikgewerbes wird im Übrigen auf die Antwort
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage ¹Zukunft desLogistik-
Standorts Deutschlandª (Bundestagsdrucksache15/3152) hingewie-
sen.

20. Abgeordneter
Georg
Girisch
(CDU/CSU)

WelchesachlichenGründe sprechenausSicht
der Bundesregierung für die unterschiedliche
Besteuerungspraxis für die Einfuhr von 20Li-
tern Treibstoff im Kofferraum eines Privat-
Pkw in einem geeigneten Behälter in die
Bundesrepublik Deutschlandin Abhängigkeit
davon, ob beispielsweisefür die Einfuhr ein
20-l-Kanisteroder vier 5-l-Kanister verwandt
werden?

Antwort desParlamentarischenStaatssekretärs Karl Diller
vom 3. November2004

Nach §20 Abs.1 Satz2 Nr. 2 Mineralölsteuergesetz(MinöStG) ist
die Steuerfreiheit für Kraftstoffe ausgeschlossen, die in anderen
BehältnissenalsdemHauptbehälterdesFahrzeugsoderdemReserve-
behälterbefördert werden.Eine Kraftstoffmengenangabeenthält die
gesetzlicheGrundlage nicht. Die Bezugsgröûensind der Inhalt des
Hauptbehälters und der Inhalt einesReservebehälters(vgl. Gesetzes-
text MinöStG: ¹dem Reservebehälterª). HandelsüblicheReserveka-
nisterfür Pkw könnenein Fassungsvermögenvon 5, 10oder20Litern
haben.

Die gesetzlicheAbgabenfreiheit desInhalts desReservebehälters soll
demAutofahrer die Gelegenheitgeben,ohnebürokratischeHemmnis-
se eine geringeKraftstoffreservefür den Fall mitzuführen, dassder
Vorrat im Hauptbehältererschöpft ist. Die Regelungdient nicht der
Erleichterungdes Verbringensvon Kraftstoff aus anderenMitglied-
staatenzur Bevorratung.
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21. Abgeordneter
Ernst
Hinsken
(CDU/CSU)

WelcheErkenntnissehat die Bundesregierung
seitder Antwort der ParlamentarischenStaats-
sekretärinbeim Bundesminister der Finanzen,
Dr. BarbaraHendricks,vom 17.Mai 2004auf
meine schriftliche Frage14 auf Bundestags-
drucksache15/3159 darüber gewonnen,dass
verschiedeneösterreichischeBanken Kredite
schneller und zinsgünstiger ausreichen als
deutscheBanken,und waswill sie nun unter-
nehmen,um Chancengleichheit zwischenden
Kreditinstituten beiderStaatenherzustellen?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 5. Januar 2005

Wie in meiner Antwort auf Ihre Frage14 vom 17.Mai 2004 ausge-
führt, liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse darüber vor,
dassverschiedeneösterreichischeBankenKredite schnellerund zins-
günstigerausreichenalsdeutscheBanken.In einigen,in jüngererZeit
veröffentlichten Presseartikeln und Interviews mit Vertretern einzel-
ner österreichischerKreditinstitute wurde verschiedentlichdie Be-
hauptungaufgestellt,dassBankenin Österreichin der Lageseien,ge-
genüberihren Mitbewerbern in DeutschlandbestimmteVorteile bei
der Konditionengestaltungbzw.Kreditbearbeitungnutzenzu können.
Es liegen jedoch keine bzw. nur vergleichsweiseunbestimmte Daten
und Fakten vor, die Behauptungen dieser Art stützen würden. Ich
möchtedaherdiesbezüglich nochmals daraufhinweisen,dassdie Bun-
desregierung keinenEinflussauf die Höhe der Zinsenfür Bankkredi-
te,wieauchdie Arbeitsabläufein denInstitutennehmenkann.Sowohl
die Kalkulation von Kreditzinsenwie auchdie Festlegungder Organi-
sationsstrukturen in den Markt und Marktfolgebereichen obliegenal-
lein den jeweiligenKreditinstituten. Refinanzierungskostender Kre-
ditinstitute stellen neben anderenKomponenten, wie Bearbeitungs-
bzw.Standardstückkosten,Risikoprämieund kalkulatorischeZinskos-
ten, wesentliche Einflussgröûendar, die von Land zu Land sowievon
Kreditinstitut zu Kreditinstitut unterschiedlichseinkönnen.Allen po-
tenziellenKreditnehmern ausDeutschlandstehtesjedochfrei, in Aus-
nutzungdesbestehendenWettbewerbsim europäischenBinnenmarkt
entsprechende Produktegrenzüberschreitendnachzufragen, wenndie-
se im Einzelfall dort zu vorteilhafteren Konditionen angebotenwer-
den.Eine Verletzung der Chancengleichheit zwischenKreditinstituten
in Österreichund Deutschlandist ausSichtder Bundesregierung nicht
erkennbar.

22. Abgeordneter
Martin
Hohmann
(fraktionslos)

Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung
zu, dass(laut BILD vom 1. Dezember2004,
Seite2) BundeskanzlerGerhard Schröderder
Russischen Föderation 7,1Mrd. Rubel an
Schuldenfür nicht bezahlteLieferungen aus
der DDR-Zeit erlassenhat, obwohl Russland
über groûe Bodenschätzeverfügt und bis An-
fangdesJahres2004Währungsreservenin Hö-
he von 84Mrd. Dollar angehäufthat, und zu-
treffendenfalls, wassind die Beweggründedes
Bundeskanzlersfür denSchuldenerlass?
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Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 28.Dezember2004

Die so genannten Transferrubel-Schulden Russlands gegenüber
Deutschlandbeliefensich auf knapp 6,4 Mrd. Transferrubel,die aus
dem bis Ende 1990 fortgeführten Handelsverkehrder ehemaligen
DDR mit der früheren Sowjetunion herrührten. Die Transferrubel
sind keinekonvertibleWährung.Daher musstefür die Transferrubel-
Schuldenein Umrechnungskurs ermittelt und mit der russischenSeite
ausgehandelt werden.Die russischeSeitezweifeltenicht nur denWert
der deutschenTransferrubel-Forderungen an, sondern erhob sogar
Gegenforderungen.

Das Ergebnis dieser Verhandlungen mit Russland ist in dem am
25.Juni 2002 unterzeichnetenbilateralenRegierungsabkommenzur
Regelungder russischenTransferrubel-Schuldenniedergelegt. In dem
Abkommenwurde vereinbart,dassRusslandbis Februar 2004insge-
samt 500 Mio. Euro zur Tilgung dieser Schuldenan Deutschland
zahlt. Russlandhat dieseForderungenbis Februar 2004 vollständig
beglichen.

Die dargestellte Regelungträgt denerheblichvoneinanderabweichen-
denPositionender deutschenund der russischenSeitehinsichtlichder
Werthaltigkeit,der Berechtigungund desUmrechnungskursesder zu-
grundeliegendendeutschenTransferrubel-Forderungenund in Bezug
auf Gegenforderungender russischenSeiteRechnung.Sie beinhaltet
damit nicht denErlasseinesunbestrittenenAnspruchs.

23. Abgeordnete
Dr. Gesine
Lötzsch
(fraktionslos)

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung,
dass für Empfänger von Arbeitslosengeld II
(ALG II) die Jahreszahlungder KFZ-Steuer
eine hohe einmalige Belastungdarstellt, und
wäre es aus der Sicht der Bundesregierung
sinnvoll und sozial ausgewogener, wenn den
ALG-II-Empf ängern vierteljährliche Raten-
zahlungeneingeräumtwerdenwürden?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 29.Dezember2004

Nach dem geltendenRecht kann eineJahressteuer von mehr als 500
Euro in gleichenHalbjahresbeträgen zuzüglich3 Prozent entrichtet
werden.Bei mehrals1000Euro ist die Zahlungin gleichenVierteljah-
resbeträgenzuzüglich6 Prozentmöglich (§11 Abs.2 Kraftfahrzeug-
steuergesetz).

Allgemein weiseich noch darauf hin, dassessich bei der Kraftfahr-
zeugsteuerum eine so genannteVerkehrsteuerhandelt,welche± an-
dersalsbei der Einkommensteuer± die persönlichen Verhältnissedes
Fahrzeughaltersgrundsätzlichunberücksichtigt lässt.Siestelltentspre-
chendihrer RechtsnatureinenKostenfaktorder Fahrzeughaltung dar,
der, wie andereKosten auch,einkalkuliert werdenmuss.Der Gesetz-
geberist nachdenverfassungsrechtlichenGrundsätzennicht gehalten,
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bei der KraftfahrzeugbesteuerungeinenExistenzsicherndenEinkom-
mensbetragfreizustellen (vgl. u.a. Beschlussdes Bundesfinanzhofs
vom 23.Februar1995± VII B 187/94±).

Das Aufkommen der Kraftfahrzeugsteuer steht vollständigden Län-
dern zu, denenauchdie Verwaltung dieserSteuerobliegt (Artikel 106
Abs.2 Nr. 3 und Artikel 108 Abs.2 i. V. m. Artikel 84 Grundgesetz).
Die Bundesregierung ist daher grundsätzlichder Auffassung,dass
gesetzgeberische Initiativen zur Pflege und Fortentwicklung dieser
Steuerin ersterLinie von denLändernausgehensollten.

24. Abgeordneter
Günter
Nooke
(CDU/CSU)

WelcheErfahrungswertehat die Bundesregie-
rung mit der Anwendungder Übergangsrege-
lung in §29 Abs.3 Satz2 Vermögensgesetzbis
zum Stichtag 31.Dezember 2004 gewonnen,
also mit dem Zusammenwirken von Bundes-
und Landesbehörden (z.B. Antragseingang
der ¾mter und Landesämter zur Regelungof-
fener Vermögensfragen und deren Bearbei-
tung durch dasBundesamt zur Regelungoffe-
ner Vermögensfragen(BaRoV), der Fälle des
ErsuchensdesBaRoV auf abschlieûendeBear-
beitung durch die bisher zuständigeBehörde,
Verhältnis von nunmehr in Zuständigkeitdes
BaRoV fallenderAnträge und Inanspruchnah-
me der bisherigenStelle),und welcheZahlen
liegen der Bundesregierung diesbezüglichvor
(z.B. Zahl der betroffenenAntragsteller(ohne
Mehrfachanmeldungen),Grundstücke,Unter-
nehmenoder sonstigerVermögenswertesowie
beendeteund noch offene Verwaltungsverfah-
ren)?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 29.Dezember2004

Die bislangfür die Verfahren nach §1 Abs.6 VermG (Restitutions-
verfahrenvon NS-Verfolgten) zuständigenBehörden± insbesondere
die Landesämterzur Regelungoffener Vermögensfragen ± veranlass-
ten das Bundesamtzur Regelungoffener Vermögensfragen in 147
Verwaltungsverfahren aufgrund der Übergangsregelung des §29
Abs.3 Satz2, das Ersuchenan dieseBehördenzu richten, in seiner
Vertretung dieseVerfahren auch nach dem 31.Dezember2003 ab-
schlieûendzu bearbeiten.

Die ErsuchendesBARoV bezogensichim Einzelnenauf:

59Verwaltungsverfahrenmit Unternehmensrestitutionsanträgen,

82Verwaltungsverfahrenmit Grundstücksrestitutionsanträgen,

4 Verwaltungsverfahrenmit Restitutionsanträgender Gewerkschaf-
ten (BIO) und
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2 Verwaltungsverfahrenmit Restitutionsanträgenzu beweglichem
Vermögen.

Festzustellen ist, dassdie bisherzuständigenLandesbehördennur we-
nigeentscheidungsnaheVerwaltungsverfahrennach§29 Abs.3 Satz2
VermG abschlieûendbearbeitet haben. Von den aufgrund dieser
Regelungzunächstbei den Landesbehörden verbliebenen Verfahren
wurde überdiesfast ein Drittel nicht beendet,sondernim Verlauf des
Jahres2004endgültigan dasBARoV abgegeben.Den 100Verfahren,
die nach §29 Abs.3 Satz2 VermG von den Landesbehördenabge-
schlossenwurden, stehenüber 18000 Anträge mit mehr als 110000
Vermögenswerten im Bereichdes§1 Abs.6 VermG gegenüber,die
vom Bundesamtzur RegelungoffenerVermögensfragenabdem1. Ja-
nuar 2004weitergeführtwerdenmüssen.

25. Abgeordneter
Dr. Andreas
Pinkwart
(FDP)

Welche finanzwirksamen Maûnahmen (z.B.
Beihilfen Landesbanken,Nullrunde Öffentli-
cherDienst) sind im Einzelnenin welcherHö-
he unterstelltworden,damit dasseinerzeitvon
der EuropäischenKommissionangenommene
Defizit Deutschlandsvon 3,4% auf 2,9% des
Bruttoinlandsprodukts gemäûDeutschemSta-
bilitätsprogramm für dasJahr 2005verringert
werdenkonnte?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 28.Dezember2004

Die Defizitschätzung von 3,4% des Bruttoinlandsprodukts basierte
auf einer eigenenProjektion der EuropäischenKommission. In wel-
chemUmfang einzelnefinanzwirksameMaûnahmenzur Revisionder
Kommissionsschätzungauf 2,9% des Bruttoinlandsprodukts geführt
haben,ist der Bundesregierungnicht bekannt.

26. Abgeordneter
Dr. Andreas
Pinkwart
(FDP)

Wie bewertet das EU-Statistikamt (Eurostat)
im Hinblick auf die Defizitwirksamkeit die
Kapitalisierung von Pensionsverpflichtungen
der Post-Nachfolgeunternehmenin Höhe von
5,45Mrd. Euro und die daraus resultierende
Ausgabenminderungim Bundeshaushalt2005?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 28.Dezember2004

Die sachgerechteVerbuchung einer Kapitalisierung von Pensionsver-
pflichtungen nach dem EuropäischenSystem Volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnungen(ESVG 95) ist zwischender Bundesregierung und
EUROSTAT erörtert worden.Die EU-Kommissionhat anschlieûend
nach Rücksprachemit EUROSTAT das Konzept der Bundesregie-
rung als maastricht-konform akzeptiert. Eine endgültigeBewertung
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kann erstauf BasiseinerkonkretenVertragsgestaltung vorgenommen
werden.

27. Abgeordneter
Dr. Andreas
Pinkwart
(FDP)

Wie ist die Fuûnote bzw. die Einschränkung
im Monatsbericht November desBundesminis-
teriums der Finanzenausder Übersicht Nr. 6
¹Der Öffentliche Gesamthaushalt von 1999±
2005ª (S.90) für dasJahr2005mit demWort-
laut ¹SchätzungohneEntwurf Nachtragshaus-
haltª zu verstehen?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 28.Dezember2004

Die Übersicht6 zum Öffentlichen Gesamthaushalt zeigt die Haus-
haltsschätzung, die dem Finanzplanungsrat im Juni 2004 vorgelegt
wurde. Eine Aktualisierung einschlieûlicheinesNachtragsdes Bun-
deshaushalts2004lag zum RedaktionsschlussdesMonatsberichts No-
vembernochnicht vor. Darauf solltedie Fuûnotehinweisen.

Geschäftsbe reich des Bundesm inisteriums für Wirtschaft
und Arbeit

28. Abgeordnete
Gudrun
Kopp
(FDP)

In welchemZeitraum war der heutigebeamte-
te Staatssekretärim Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit, Georg Wilhelm
Adamowitsch,bei der VEW AG, Dortmund,
beschäftigt,und welcheSonderleistungen bzw.
Deputatehat er in diesemZeitraumbezogen?

Antwort desBundesministersWolfgang Clement
vom 16.Dezember2004

Nach Beendigungseiner Beschäftigung bei der VEW AG in Dort-
mund wurden Staatssekretär Georg Wilhelm Adamowitschauch der
o.a. Essenszuschussnicht mehr sowieauchkeineanderenSonderleis-
tungenbzw.sonstigenNebenbezüge/Tantiemengewährt.

29. Abgeordnete
Gudrun
Kopp
(FDP)

Hat der heutige beamtete Staatssekretärim
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit,
Georg Wilhelm Adamowitsch, nach Beendi-
gung seinerBeschäftigungbei der VEW AG,
Dortmund, Sonderleistungen bzw. Deputate
diesesUnternehmensbzw. seinesRechtsnach-
folgers bezogen, und, wenn ja, in welcher
Höhe?
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Antwort desBundesministersWolfgang Clement
vom 16.Dezember2004

Ihre Frage betrifft Inhalte des Angestelltenvertrages zwischendem
heutigenStaatssekretärim Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-
beit, GeorgWilhelm Adamowitsch,und der VEW AG Dortmund, die
demDatenschutzunterliegen.Dies ist gewissauchIhnen bekannt.

Gleichwohl hat sich StaatssekretärGeorg Wilhelm Adamowitsch
bereiterklärt, auch diese Frage zu beantworten,die sich auf seine
Beschäftigung bei der VEW AG in Dortmund bezieht,die er bis vor
seiner Tätigkeit beim Ministerium für Wirtschaft und Mittelstand,
Technologieund Verkehr desLandesNordrhein-Westfalenausgeübt
hat.

StaatssekretärGeorg Wilhelm Adamowitsch war im Zeitraum vom
1. Januar1996 bis zum 31.März 1999 als leitender Angestellterbei
der VEW AG in Dortmund beschäftigt.

Die Regelungenzu Sonderleistungen und sonstigenNebenbezügen/
Tantiemenwaren Bestandteileiner Ergänzungzum Angestelltenver-
trag von StaatssekretärGeorgWilhelm Adamowitsch.

Die entscheidendenBestimmungensindnachfolgend zitiert:

¹Wir bestätigenIhnen darüberhinaus,dassfolgendeRegelungen,die
individuell in Anspruchgenommen werdenkönnen,solangeunverän-
dert bestehenbleiben,wie siefür VEW AG allgemeingültig sind:

· Zahlungvon Jubiläumsgeldbei 25-bzw.40-jährigerununterbroche-
ner Unternehmenszugehörigkeit

· Gewährungvon Baudarlehen

· AbschlusseinerDirektversicherung

· Essenzuschuss lt. Casinoabrechnung.ª

Während seinesAngestelltenverhältnisseshat StaatssekretärGeorg
Wilhelm Adamowitschbei der VEW AG von diesenSonderleistungen
bzw.sonstigenNebenbezügen/Tantiemennur von demEssenzuschuss
Gebrauchgemacht.

StaatssekretärGeorgWilhelm Adamowitschhat sichbereiterklärt, sei-
nen entsprechenden Arbeitsvertrag mit der VEW AG Dortmund zu
veröffentlichen, um somitzu einerumfassendenTransparenzbeizutra-
gen.
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30. Abgeordneter
Dr. Andreas
Pinkwart
(FDP)

Ist die Betreuung von Langzeitarbeitslosen
und Empfängernvon Arbeitslosengeld II nach
demsogenanntenHartz-IV-Gesetz, für die die
¹Options-Kommunenª Fallpauschalenerhal-
ten, hoheitlich und damit nicht umsatzsteuer-
bar?

Antwort desStaatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 29.Dezember2004

Die Erbringung von Leistungen der Grundsicherung für Arbeit-
suchendeunmittelbardurch die zugelassenen kommunalenTrägerals
juristischePersonendesöffentlichenRechtsbegründetkeinenBetrieb
gewerblicherArt und unterliegtdeshalbnicht der Umsatzbesteuerung.
Bedienensichdie Trägerder Grundsicherung oderdie Arbeitsgemein-
schaftennach §44b SGBII dagegenDritter, so beurteilt sich deren
Tätigkeit nach allgemeinensteuerlichenGrundsätzen,welchedie Be-
teiligtenzu beachtenhaben.
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Geschäftsbe reich des Bundesm inisteriums für
Verbrauchersc hutz, Ernährung und Landwirts chaft

31. Abgeordneter
Stephan
Mayer
(Altötting)
(CDU/CSU)

In welcherWeise,insbesondere in finanzieller
Hinsicht, wirken sich die EU-Agrarmarktre-
form vom Juni 2003und dasGesetzzur Um-
setzungder Reform der GemeinsamenAgrar-
politik vom 29.September2003,v.a. die Ab-
kopplungder Prämiengewährung von der Pro-
duktion, auf die Flächenaus,die im Eigentum
desBundesstehenbzw. die vom Bund angep-
achtetsind?

Antwort desStaatssekretärs Alexander Müller
vom 27.Dezember2004

Mit der im letzten Jahr vom Agrarrat beschlossenen Agrarreform
wird ein neuesSystemder Direktzahlungeneingeführt.Die ab dem
nächstenJahr in DeutschlandgeltendeBetriebsprämienregelungsieht
± in Anwendung der EG-rechtlich eingeräumtenMöglichkeiten ± ein
sog. Kombinationsmodell vor. In diesemModell werden bestimmte
Direktzahlungenbetriebsindividuell dem Erzeuger zugewiesen, d.h.
sieorientierensichan denerhaltenenDirektzahlungenim Bezugszeit-
raum 2000bis 2002;der übrige Teil desPrämienvolumenseiner Re-
gion wird den Betriebsinhabern nach Maûgabeder bewirtschafteten
beihilfefähigen Flächenim Jahr2005zugeteilt,wobeieineDifferenzie-
rung der BeträgezwischenAckerlandund Dauergrünlanderfolgt. Die
am Anfang noch in der Region unterschiedlichhohen Zahlungsan-
sprüchewerden ab dem Jahr 2010 bis zum Jahr 2013 zu regional
gleichhohenZahlungsansprüchenangeglichen.

Deutschlandhat sichu.a.auchdeswegenfür dasKombinationsmodell
entschieden,um von Beginn an eine möglichstgleich hoheZahl von
Zahlungsansprüchenund begünstigungsfähigerFläche zu erreichen.
Damit wird dasZiel verfolgt, ein möglichstausgewogenesVerhältnis
auf den Märkten für Zahlungsansprücheund landwirtschaftliche Flä-
chenzu erreichen.Inhabervon Zahlungsansprüchensinddaraufange-
wiesen,über entsprechende Flächen zu verfügen,um die Zahlungs-
ansprüchenutzenzu können.Dies wird die Pacht-und Bodenmärkte
stabilisieren.Es wird dahernachAuffassungder Bundesregierungdie
WerthaltigkeitdesBodensgewahrtbleiben.Diesgilt insoweitauchfür
die FlächendesBundes.

Geschäftsbe reich des Bundesm inisteriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

32. Abgeordnete
Sibylle
Laurischk
(FDP)

WelcheErkenntnissehat die Bundesregierung
über die Anzahl der Zweitehen, in denender
zuvor alleinverdienendeEhemannsichum den
Haushaltund die ausdieserneuenEhehervor-
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gegangenenKinder kümmert und die Ehefrau
alleine den Familienunterhalt bestreitet, die
¹Hausmanneheª?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Marieluise Beck
vom 2. November2004

Nach ErhebungendesStatistischenBundesamtes (Mikrozensus)war
im Mai 2003in 1454000von insgesamt19186000bestehendenEhen
allein die Ehefrauerwerbstätig.Dies umfasstauchFälle, in denender
Ehemannzu dieserZeit erwerbsloswar. Erkenntnissezu der in Ihrer
FrageangesprochenenbesonderenFallgestaltunghat die Bundesregie-
rung nicht.

33. Abgeordnete
Sibylle
Laurischk
(FDP)

WelcheErkenntnissehat die Bundesregierung
über die Anzahl der in einer Ehe lebenden
Frauen, aufgegliedertnach Einverdiener-und
Doppelverdienerehen, die über ein eigenes
Girokonto verfügen,und welcheErkenntnisse
hat die Bundesregierung über die Zahl der
Ehefrauen,die überein gemeinsamesGirokon-
to bzw. eine Vollmacht über das Konto ihres
Ehemannesverfügen?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Marieluise Beck
vom 2. November2004

Erkenntnisseüber die Anzahl der in einer Ehe lebendenFrauen,die
über ein eigenesGirokonto verfügen,und Erkenntnisseüber die Zahl
der Ehefrauen, die über ein gemeinsames Girokonto bzw. eine Voll-
machtüber dasKonto ihresEhemannesverfügen,liegender Bundes-
regierungnicht vor. SolcheDaten werdenin den einzelnenKreditins-
tituten nicht erhoben.

34. Abgeordnete
Ina
Lenke
(FDP)

In welcher Höhe hat das Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ) ± oder eineStelleder Bundesregie-
rung ± Mittel aufgewendetfür die Erstellung
und Herausgabeder seit dem 27.August2004
im Internet-Publikationsverzeichnis des
BMFSFJ angebotenenVeröffentlichung ¹Das
Tagesbetreuungsausbaugesetz(TAG)ª?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 4. Oktober 2004

Für die Herstellungder Publikation in einer Auflage von 5000 Stück
sowie einer Datei für das Internet wurden Mittel in Höhe von
3157Euro aufgewendet.
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35. Abgeordnete
Ina
Lenke
(FDP)

Wie rechtfertigt die Bundesregierung diese
Veröffentlichung noch vor der erstenLesung
desGesetzentwurfsim DeutschenBundestag,
und geht sie davon aus,dassden Leserinnen
und Lesern dieserUmstand, dasses sich um
einen Gesetzentwurf handelt,der vielleicht so
nie in Kraft treten wird, ausreichenderläutert
wird?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 4. Oktober 2004

DasBundeskabinett hat denEntwurf desGesetzeszumqualitätsorien-
tierten Ausbau der Tagesbetreuung und zur Weiterentwicklung der
Kinder- und Jugendhilfe(TAG) in seinerSitzungam 14.Juli 2004be-
schlossen.Mit der genanntenPublikationkommt die Bundesregierung
ihrer Informationspflicht über zentralepolitischeVorhaben nach.Die
Tatsache,dassessichum einenGesetzentwurf handelt,wird deutlich
durchdenZusatz¹Info zumGesetzentwurfª.

36. Abgeordneter
Walter
Link
(Diepholz)
(CDU/CSU)

Stimmt die Bundesregierung zu, dassaufgrund
der zunehmenden Alterung der Gesellschaft
im Zuge des demographischen Wandelsüber
den medizinischen BereichhinausgehendeAl-
ternsforschungnotwendigist?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 29.September2004

Die Bundesregierung misstangesichtsdesdemographischen Wandels
der AlternsforschungeineherausragendeBedeutungzu.

Die komplexen Fragestellungen desAlterns werdenseitensder Bun-
desregierung in der gesamtenBreite der medizinischen, biologischen
und gesellschaftlichenAspektebetrachtet.Das wird durch eineReihe
von Aktivitäten in den einzelnenRessortssichergestellt. Forschungs-
schwerpunkteim BereichdesBMFSFJ sind die Lebenssituation älte-
rer Menschen,aktivesAltern und Schutzund Hilfe für ¾ltere.Zweck
aller beim BMFSFJ gefördertenVorhaben der Alternsforschung ist
es, dassdieseeinen Beitrag zur Beantwortung konkreter fachlicher
Fragestellungenim Rahmender Ressortaufgabenleisten.

AlternsbezogeneThemen werden daneben vom BMGS und vom
BMBF aufgegriffen.Das BMBF greift insbesondere im Gesundheits-
forschungsprogramm,dasgemeinsammit demBMGS getragenwird,
wichtige alternsrelevante Forschungsthemenauf. In den Programm-
bereichen ¹Effektive Bekämpfung von Krankheitenª sowie ¹For-
schungzumGesundheitswesenªwerdenMaûnahmengefördert,in de-
nen ältere Patientenentwederim Mittelpunkt stehenoder in denen
sicheinzelneForschungsprojektedieserGruppe widmen.
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DasBMGS wird demwichtigenThemaim RahmenseinerRessortfor-
schungdurch die Finanzierungverschiedener Einzelprojekte gerecht.
Diese reichen von Symposienoder Kongressenüber Beratung und
Präventionsmaûnahmenbis zum DeutschenForum Prävention und
Gesundheitsförderung,dassich auchdem gesundenAltern in beson-
dererWeisewidmet.Die Bandbreiteder vom BMGS geförderten Pro-
jektereichtübermedizinischeThemenbishin zu Fragestellungenüber
Gesundheitsprävention,sozialeIntegration und Bildung von Netzwer-
ken für ältereMenschen.

37. Abgeordneter
Walter
Link
(Diepholz)
(CDU/CSU)

Welchen Bereich der Grundlagenforschung
auf den Feldern sozialeökologischeGeronto-
logie und Epidemiologie führt das Deutsche
Zentrum für Altersfragene.V. (DZA) in Ber-
lin durch?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 29.September2004

Das DeutscheZentrum für Altersfragen (DZA) erforscht und eva-
luiert sozialpolitischeThemendes Alters und Alterns und berät die
Bundesregierung im Hinblick auf hierausresultierendesozialpolitische
Maûnahmen. Wegen der Vielfalt altenpolitischerThemen und des
Ineinandergreifens der Themenfelderbirgt die Arbeit desDZA meh-
rere Ansätze:Prämissender Altenpolitik, Arbeit und sozialeSiche-
rung, Lebenssituationenund Lebensstile,sozialeBeziehungen und ge-
sellschaftlichePartizipation, Gesundheitund Versorgungsstrukturen
im Alter sowieProfessionenfür ältereMenschen.Durch Beobachtung
und AnalysegesellschaftlicherStrukturen sowie ihre Veränderungen
vermittelt dasDZA Erkenntnisseüber Fragestellungen,wie objektive
und subjektiveLebensbedingungengestaltetwerdenmüssen,um die
Lebenssituation älterer Menschenzu optimierenund ihre Autonomie
bis ins hohe Lebensalterzu erhalten.Diesjährig abgeschlossenePro-
jekte hierzuwarenz.B. ¹OASIS ± Old Age and Autonomy: The Role
of ServiceSystemsandIntergenerational Family Solidarityª sowieder
Alterssurvey.

Breit angelegteepidemiologische Forschungenwerden, wie zu Fra-
ge36ausgeführt, vom BMGS gefördert.

38. Abgeordneter
Walter
Link
(Diepholz)
(CDU/CSU)

Trifft es zu, dassdas DZA Berlin vermehrt
Drittmittel einwerbenwird, wenn essatzungs-
mäûig den Auftrag hat, Erkenntnisseüber die
Lebenslageund Bedürfnissealternder Men-
schenzu sammeln,zu erweitern,auszuwerten
und zu verbreiten?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 29.September2004

Das DeutscheZentrum für Altersfragen führt seit dem Jahr 2000
Drittmittelpr ojekte durch. Derzeit befindensich eine Reihe von For-
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schungsvorhaben im Prozessder Einwerbung. Darüber hinaus wird
parallel die Beantragungeiner ¹COST Actionª bei der European
ScienceFoundation zur finanziellen Förderung einesEuropäischen
Wissenschaftsnetzwerkesgeprüft. Es ist davon auszugehen,dassdas
DZA in Zukunft in vemehrtemMaûe Drittmittel zur Durchführung
von Forschungsprojekten im Bereich sozial- und verhaltenswissen-
schaftlicherAlternsforschungeinwerbenwird.

39. Abgeordneter
Walter
Link
(Diepholz)
(CDU/CSU)

Stimmt die Bundesregierungzu, dass das
Deutsche Zentrum für Alternsforschung in
Heidelberg,dassichbereitszu 62 Prozentaus
Drittmitteln finanziert und weltweit anerkann-
te interdisziplinäre Alternsforschung betreibt,
ein erhaltenswertesForschungsinstitut ist?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 29.September2004

Das DeutscheZentrum für Alternsforschung (DZFA) leistet nach
Auffassungder Bundesregierung hervorragende Arbeit. Deshalb ist
entschiedenworden, den auch aufgrund der Kritik des Bundesrech-
nungshofsander institutionellen FörderungzweierAlternsforschungs-
institute notwendiggewordenen RückzugdesBundesausder institu-
tionellenFörderungdesDZFA nicht abrupt, sondernin Form mode-
rater Teilschrittezu vollziehen.Das BMFSFJ hat sich bereit erklärt,
dasDZFA bis zum 31.Dezember2007durch Teilfinanzierungenaus
Bundesmittelnweiter zu unterstützen. Dieser schrittweiseRückzug
soll es dem Land Baden-Württemberg ermöglichen,eine langfristige
Lösung für dasDZFA zu erarbeiten.Darüber hinausunterstütztdas
BMFSFJ die Forschungstätigkeit des Instituts mittels zusätzlicher
Projektmittel.

40. Abgeordnete
Maria
Michalk
(CDU/CSU)

Beabsichtigtdie Bundesregierung, das auslau-
fende Programm ¹Civitas ± initiativ gegen
Rechtsextremismus in den neuen Bundeslän-
dernª fortzuführen, nachdemdurch die Land-
tagswahlenin Brandenburg und Sachsendeut-
lich wurde,dassder Rechtsextremismusweiter
erstarkt?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Marieluise Beck
vom 29.September2004

Das Aktionsprogramm ¹Jugend für Toleranz und Demokratie ± ge-
gen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismusª
mit seinenTeilprogrammen¹entimon ± GemeinsamgegenGewalt
und Rechtsextremismusª, ¹civitas ± initiativ gegenRechtsextremismus
in denneuenBundesländernªund ¹XENOS ± Lebenund Arbeiten in
Vielfaltª wird in 2005entsprechendden Haushaltsvorgabenund der
langfristigenPlanungweiter umgesetzt.Die Fortsetzungbis 2006 ist
vorgesehen.
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Bisherkonntenausdem Programmcivitas im FreistaatSachsenrund
267 Maûnahmenmit einem Gesamtvolumen von ca. 6,3Mio. Euro
und im Land Brandenburgrund 222Projektemit einemGesamtvolu-
menvon ca.3,9Mio. Euro gefördertwerden.

Die Bundesregierung bewertet den Verlauf des Aktionsprogramms
positiv. Die jeweiligenProgrammzielewurdenweitgehendumgesetzt,
die hohe Anzahl an Förderanträgensowiedie Zahl der geförderten
Projektelassenauf einennachwie vor groûenBedarfan präventiv-pä-
dagogischenProgrammenzur Stärkung der Zivilgesellschaft schlie-
ûen.

Die Wahlergebnissein Brandenburgund Sachsenunterstreichen,dass
die Aufgabe,zivilgesellschaftlichesEngagementzu fördern und zu un-
terstützen,mit der BeendigungdesaktuellenProgrammsin 2006nicht
erledigt seinkann. Der Bund wird sich ausseinerVerantwortungfür
dieseAufgabenicht zurückziehen,jedochsind hier auchdie Landes-
regierungenund die demokratischenParteiengefordert.Eine Bereit-
schaft der Länder, erfolgreiche Projekte in eigener Verantwortung
fortzusetzen, würdedaherbegrüût.

41. Abgeordneter
Stefan
Müller
(Erlangen)
(CDU/CSU)

Wie hochwar nachKenntnis der Bundesregie-
rung im Jahr 2003 und im ersten Halbjahr
2004die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche,
und welcheGründe warenfür die betroffenen
Frauenausschlaggebend?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 27.Oktober 2004

Im Jahr2003wurdenin Deutschland128030Schwangerschaftsabbrü-
che an das StatistischeBundesamtgemeldet,das auf der Grundlage
der §§15ff. desSchwangerschaftskonfliktgesetzeseineBundesstatistik
führt. 124583 (97,3%) der so erfasstenSchwangerschaftsabbrüche
wurdenmit der Beratungsregelung begründet,3421(2,7%)mit medi-
zinischerund 26mit kriminoligischerIndikation.

Im ersten Halbjahr 2004 wurden 66402 Schwangerschaftsabbrüche
an das Statistische Bundesamt gemeldet. Davon wurden 64719
(97,5%) Schwangerschaftsabbrüchemit der Beratungsregelung be-
gründet,1670 (2,5%) mit medizinischer und 13 mit kriminologischer
Indikation.

42. Abgeordnete
Michaela
Noll
(CDU/CSU)

WelcheMaûnahmen und Unterstützungsange-
bote plant die Bundesregierung für männliche
Opfer von Gewalt angesichtsder am 21.Sep-
tember 2004 veröffentlichten Ergebnisseder
vom Bundesministerium für Familie,Senioren,
Frauen und Jugendin Auftrag gegebenenPi-
lotstudie¹Gewalt gegenMännerª bzw. wie ist
die entsprechende Aussageder Bundesministe-
rin für Familie, Senioren,Frauenund Jugend,
Renate Schmidt, zu verstehen,die Bundes-
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regierung ¹habe Gewalt in jeder Form den
Kampf angesagtª(Zitat aus der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung vom 22.September
2004)?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 29.September2004

Die genanntePilotstudie,derenErgebnisseaufgrundder kleinenBasis
alsnicht repräsentativzu bewertensind,dientevor allemder Entwick-
lung einesBefragungsinstrumentariums, da wegender gröûerenTa-
buisierung von Gewalt gegenMänner davon ausgegangenwerden
muss, dass eine Befragung männlicher Gewaltopfer schwierig sein
wird. Die Erprobung der Befragungsinstrumenteergab bereitserste
Anhaltspunkte für das Ausmaû und die Charakteristik der Gewalt-
erfahrungenvon Männern. BelastbareDaten hierzu kann aber erst
eine repräsentativeBefragungergeben.Dies gilt auch für Unterstüt-
zungsangeboteodersonstigeMaûnahmen.

Für Männer, die von Gewalt betroffen sind, bestehenbereitseinige
spezialisierte Angebote.Darüber hinaus können sie die zahlreichen
Angeboteder allgemeinenBeratungsstellen und des Gesundheitswe-
sensnutzen,die für alleoffen stehen.Im Übrigen fällt die Einrichtung
von sozialenBeratungs-und Unterstützungsangebotenin die Zustän-
digkeit von Ländernund Kommunen.

43. Abgeordnete
Michaela
Noll
(CDU/CSU)

Wie wird die Bundesregierung das Thema
¹Gewalt gegenMännerª näher ins öffentliche
Bewusstseinrücken, und plant sie zu dessen
Ausmaûund FolgeneinerepräsentativeLang-
zeitstudiein Auftrag zu geben?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin
Christel Riemann-Hanewinckel
vom 29.September2004

Mit Veröffentlichungder obengenanntenPilotstudiehat die Bundes-
regierungeinen erstenBeitrag geleistet,um eine öffentliche Diskus-
siondesThemas¹Gewalt gegenMännerª anzuregen.Die Frageeines
repräsentativangelegtenForschungsvorhabenszur gleichenThematik
wird derzeitgeprüft, wobeiauchdie zurzeit angespannteHaushaltsla-
geeineRolle spielt.

44. Abgeordnete
Michaela
Noll
(CDU/CSU)

Wann startet die von der Bundesregierung in
ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der
Fraktion der CDU/CSU ¹Verbesserung der
Zukunftsperspektivenfür Jungenªauf Bundes-
tagsdrucksache 15/3607 angekündigteRatge-
ber-Reihe,die ¹die medienspezifischenInteres-
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senvon Mädchen und Jungen± auch die un-
terschiedlicheFernsehnutzungª berücksichtigt,
und wasbeinhaltetdiese?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Marieluise Beck
vom 27.Oktober 2004

Die in der Antwort auf Frage6 der Kleinen Anfrage der Fraktion der
CDU/CSU ¹Verbesserungder Zukunftsperspektivenfür Jungenª ±
Bundestagsdrucksache15/3607± zitierte Ratgeber-Reihe,die im Rah-
men der Kampagne¹SCHAU HIN!ª erstellt werdensoll, sieht vor,
die medienspezifischen Interessenvon Mädchen und Jungenzu the-
matisieren.Dabei spielt auch die Frage nach der unterschiedlichen
Fernsehnutzung± nebenanderenMediennutzungsgewohnheiten und
-vorlieben± eineRolle. DieseReiheist abMärz 2005geplant.

45. Abgeordnete
Michaela
Noll
(CDU/CSU)

Wie lautendie Ergebnissedesvom Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren,Frauen und
Jugend initiierten Projektes ¹Evaluation der
Familien-Mediation in der institutionellen Be-
ratungª (sieheBundestagsdrucksache15/3607,
S.9), bzw. für wann erwartetdie Bundesregie-
rung die Ergebnisse?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Marieluise Beck
vom 27.Oktober 2004

Das Ziel desModellvorhabensdie Evaluationder Angebots-und Ver-
sorgungssituation in der institutionellen Beratungsoll über den Weg
einer bundesweiten Bestandsaufnahmezur Praxisder Familienmedia-
tion im Kontext der institutionellenBeratungerreichtwerden.

Das Projekt in Trägerschaftder Bundesarbeitsgemeinschaftfür Fami-
lien-Mediatione.V. wurdeim April 2004begonnenund hat eineLauf-
zeit von 18 Monaten bis September2005.Der Ergebnistransferwird
in Form einer Multiplika torenkonferenzEnde September 2005erfol-
gen.

46. Abgeordnete
Michaela
Noll
(CDU/CSU)

Wie lauten die wesentlichenErgebnisseder
vom Bundesministerium für Familie,Senioren,
Frauen und Jugendin Auftrag gegebenenRe-
cherche über geschlechtsspezifische ± insbe-
sondere jungenspezifische ± Ansätze in der
Gewaltprävention (sieheAntwort der Bundes-
regierungauf die Kleine Anfrage der Fraktion
der CDU/CSU ¹Verbesserung der Zukunfts-
perspektiven für Jungenª auf Bundestags-
drucksache15/3607,S.23), bzw. für wann er-
wartetdie Bundesregierung die Ergebnisse?
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Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Marieluise Beck
vom 2. November2004

Die Bundesregierung erwartetdie Ergebnisseim Frühjahr 2005.Eine
Veröffentlichung ist vorgesehen.

47. Abgeordnete
Michaela
Noll
(CDU/CSU)

Wie passt die Aussage des Bundeskanzlers
Gerhard Schröderin der ¹Bildª vom 22.No-
vember2004 (Seite1), wonacher allen Deut-
schenrät, ein Kind zu adoptieren,zu der Aus-
sageder Bundesregierung, siesehekeineNot-
wendigkeit,die VorschriftendesAdoptionsver-
mittlungsgesetzes zu lockern und den Kreis
der zur Adoptionsvermittlung Berechtigtenzu
erweitern (Antwort der Bundesregierung auf
die Kleine Anfrageder Fraktion der FDP ¹Re-
gelungund Praxisvon Adoptionen Minderjäh-
riger in Deutschlandª, Bundestagsdrucksache
15/4240?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Marieluise Beck
vom 2. Dezember2004

Zwischender AussagedesBundeskanzlers zur Adoption und der Ant-
wort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage gibt eskeinenWi-
derspruch.Der Bundeskanzler hat in der ARD-Sendung¹Beckmannª
gesagt,dassdiejenigen,¹die Platz in ihrem Herzenund Platz in ihrem
Haus habenª überlegensollten,¹ob sie nicht auchein Kind adoptie-
ren wollenª. Dazu ist eine¾nderungder VorschriftendesAdoptions-
vermittlungsgesetzesnicht notwendig.

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort weiterhindarauf hingewie-
sen,dasseine Beschränkungder Zahl der freien Träger von Adop-
tionsvermittlungsstellengesetzlichnicht vorgesehenist. Jeder freie
Träger, der sich um eine Zulassungals Adoptionsvermittlungsstelle
bewirbt, wird dieseZulassungerhalten,wenn er die gesetzlichenVo-
raussetzungen erfüllt.

48. Abgeordneter
Dr. Volker
Wissing
(FDP)

Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Bundesministerien bzw. -behörden,insbe-
sonderedes Bundesministeriums für Familie,
Senioren,Frauen und Jugend(BMFSFJ), be-
antragenbzw. beantragtenjedesJahr, seit Be-
ginn der 14. Legislaturperiode,Elternzeitbzw.
einen Erziehungsurlaub, und wie haben sich,
seitBeginnder 14. Legislaturperiode,die jähr-
lichen Aufwendungen der Bundesministerien
bzw. -behördenund insbesonderedesBundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen
und Jugendfür die Betreuung der Kinder der
Mitarbeiterinnenund Mitarbeiter verändert?
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Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Marieluise Beck
vom 22.November2004

Zur Beantwortung Ihrer Anfrage übermittle ich die nachstehende
Übersicht über die Anzahl der seit Beginn der 14.Legislaturperiode
gestelltenAnträge auf Elternzeit/Erziehungsurlaub der Beschäftigten
der Bundesministerienbzw.-behörden(Tabelle1). Darüber hinauser-
haltenSieeineAufstellungüber die jährlichenAufwendungen für die
Betreuungder Kinder der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den
betroffenenBundesministerienbzw.-behörden(Tabelle2).

Zur Interpretation des Zahlenmaterialsweise ich darauf hin, dass
durch das Dritte Gesetz zur ¾nderung des Bundeserziehungsgeld-
gesetzesmit Wirkung vom 1. Januar2001 eine AusweitungdesAn-
spruchsauf Elternzeit (früher: Erziehungsurlaub) und Teilzeit wäh-
rendder Elternzeiterfolgt ist.

Zu der Entwicklung der Antragszahlen für die Inanspruchnahme auf
Elternzeit/Erziehungsurlaub sowie der jährlichen Aufwendungenist
festzustellen,dassder zugrundeliegendePersonalbestandin denBun-
desbehördenzumTeil deutlicheVeränderungenerfahrenhat.

Tabelle1
Anträgeauf Elternzeit/Erziehungsurlaub

Jahr
Anträge

Erziehungsurlaub/
Elternzeit1

davonBMFSFJ

19982 k. A. k. A.

1999 3992 23

2000 4417 22

2001 4224 32

2002 4274 21

2003 4309 22

20043 4067 16

1 In einer Behördedes Geschäftsbereichsdes BMI war eine retrogradeAuswertung
austechnischenGründen nicht möglich,derzeitsind dort 124Beschäftigtein Eltern-
zeit.

2 Für dasJahr 1998stehennur Daten für dasgesamteHaushaltsjahrzur Verfügung.
Eine Aufbereitung der Daten ab Beginnder 14. Legislaturperiodeim Oktober 1998
war in der Kürze der Zeit nicht möglich.

3 Die Angabenfür dasJahr2004beziehensichauf denZeitraumJanuarbisOktober.
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Tabelle2
JährlicheAufwendungenfür Kinderbetreuung

Jahr JährlicheAufwendungen davonBMFSFJ1

19982 k. A. k. A.

19993 1415878,00 490533,00

20004 8494512,00 429127,00

2001 8637020,00 433116,00

2002 9827839,00 477831,00

20035 9041508,00 506448,00

20046 552344,00 k. A.

1 Durchschnittlich 10% der Kinder in der Kindertagesstättedes BMFSFJ stammen
von Eltern, die im BMFSFJ beschäftigtsind.Zur AnmeldungberechtigtsindBeschäf-
tigte desAA, BK, BPA, BMU, BMBF, BMZ, BMGS, BMVBW, BMJ, BRH. Auûer-
demsinddie Behörden,die nachdemBonn/Berlin-Gesetzim Austauschfür einesder
vorgenanntenMinisterien ihren Dienstsitzin Bonn erhaltenzur Anmeldungberech-
tigt.

2 Für dasJahr 1998stehennur Daten für dasgesamteHaushaltsjahrzur Verfügung.
Eine Aufbereitung der Daten ab Beginnder 14.Legislaturperiodeim Oktober 1998
war in der Kürze der Zeit nicht möglich.

3 Das AuswärtigeAmt konnte für 1999keineAngabenzu den jährlichenAufwendun-
genliefern.

4 Ab dem Jahr 2000enthält die Aufstellungdie Ausgabenfür die Auslandschulender
Bundeswehr.

5 Das BMZ beteiligt sich seit 1. August 2003an Kosten für die Kinderbetreuungvon
BMZ-Beschäftigten(Abrechnungszeitraum15.September2003 bis 30.September
2004).

6 Für 2004konntedasBMF keineAngabenzu denAusgabenfür die Kindertagesstätte
desBMF liefern. Darüber hinausliegenfür 2004 keine Daten über die Kosten der
Auslandschulender Bundeswehrsowie der Kindertagesstättedes BMVg vor. Das
BMFSFJ verfügtebenfallsnochnicht überaussagekräftigeDaten für 2004.

Geschäftsbe reich des Bundesm inisteriums für Gesundheit
und Soziale Sicherung

49. Abgeordneter
Holger
Haibach
(CDU/CSU)

Wie groû ist der volkswirtschaftliche Schaden
durch den Missbrauch von Rauschmitteln
nachdem Betäubungsmittelgesetz,und welche
Kosten entstehenden Krankenkassen jährlich
durchBetreuungund TherapieAbhängiger?

Antwort desStaatssekretärs Dr. Klaus TheoSchröder
vom 6. Januar 2005

Der Bundesregierung sind keine aktuellen, verlässlichenDaten zur
Einschätzung des volkswirtschaftlichen Schadensdurch den Miss-
brauchvon RauschmittelnnachdemBetäubungsmittelgesetzbekannt.

Über die Höhe der von dengesetzlichenKrankenkassen zu tragenden
Kosten für die Betreuungund Therapievon Abhängigenliegendem
Bundesministerium für Gesundheitund SozialeSicherheit keine Er-
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kenntnissevor. In den Geschäfts-und Rechnungsergebnissender ge-
setzlichenKrankenversicherungwerden solcheAufwendungen nicht
gesondertausgewiesen.

50. Abgeordneter
Hubert
Hüppe
(CDU/CSU)

Bei welchemUmsetzungsstand ist die Überar-
beitungder Verordnungzur Schaffungbarrie-
refreier Informationstechnik (BITV) nachdem
Behindertengleichstellungsgesetz vom 17.Juli
2002angelangt?

Antwort desStaatssekretärs Heinrich Tiemann
vom 29.Dezember2004

Zum Standder Umsetzungder BITV wird auf den Abschnitt 7.9 des
Berichtesder Bundesregierung über die Lage behinderterMenschen
und die Entwicklung ihrer Teilhabe(Bundestagsdrucksache15/4575)
verwiesen.Die Bundesregierung wird eineFolgenabschätzungim Jah-
re 2005durchführen.

51. Abgeordneter
Hubert
Hüppe
(CDU/CSU)

Fallen die gesetzlichenKrankenkassen nach
Ansichtder Bundesregierungin densachlichen
Geltungsbereichder BITV?

Antwort desStaatssekretärs Heinrich Tiemann
vom 29.Dezember2004

Nach §1 der BITV in Verbindung mit §11 Abs.1 Satz1 Behinder-
tengleichstellungsgesetz(BGG) gilt die Verordnung für alle Bundes-
trägeröffentlicherGewalt.Nach §7 Abs.1 Satz1 BGG sind diesalle
Dienststellen und sonstigenEinrichtungender Bundesverwaltung,ein-
schlieûlichder bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und
StiftungendesöffentlichenRechts.Soweiteine gesetzlicheKranken-
versicherung, wie beispielsweise die Barmer Ersatzkasseoder die
DeutscheAngestelltenKrankenkasse, eine bundesunmittelbare Kör-
perschaftdesöffentlichen Rechtsist, geltenfolglich die Vorschriften
der BITV auchfür sie.

52. Abgeordneter
Klaus
Kirschner
(SPD)

Wie vieleAnträge wurdenvon gesetzlichRen-
tenversicherten nach Erkenntnissender Bun-
desregierung bisher nach dem Grundsiche-
rungsgesetz(GsiG) gestellt,und wie vielewur-
denfür die Antragstellerpositiv beschieden?

Antwort desStaatssekretärs Dr. Klaus TheoSchröder
vom 4. Januar 2005

Die ersteGrundsicherungsstatistikfür dasJahr 2003wird vom Statis-
tischenBundesamtals Bundesstatistikerstellt und voraussichtlich im
Februar 2005 vorgelegt. Am 3. Dezember2004 hat das Statistische
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Bundesamtin einerPressemitteilung (Pressemitteilung519/04)vorläu-
fige Ergebnisse veröffentlicht. Nach diesenvorläufigenZahlenhaben
am Jahresende2003466000 PersonenGrundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderungbezogen.DieseerstenErgebnisseentsprechen
jedoch in Struktur und Differenzierung noch nicht der Grundsiche-
rungsstatistikund könnendeshalbzur Beantwortung der Fragenicht
herangezogenwerden.

Auf Basisder Grundsicherungsstatistikwird esmöglichsein,die Zahl
der bewilligtenAnträgevon gesetzlichRentenversichertenanhandder
anrechenbaren Einkünfte zu ermitteln, d.h. über die als Einkommen
anzurechnenden Renten der gesetzlichenRentenversicherung. Die
Statistikwird jedochnicht die Anzahl nicht bewilligter Anträge erfas-
senund folglich nicht ermitteln können,wie vieleAnträgevon gesetz-
lich Rentenversicherten insgesamtgestelltund wie viele davon bewil-
ligt bzw.abgelehntwurden.

53. Abgeordneter
Klaus
Kirschner
(SPD)

Wie hoch ist der durchschnittliche Differenz-
betrag zwischenbisherigerRente und der ge-
nehmigtenGrundsicherung?

Antwort desStaatssekretärs Dr. Klaus TheoSchröder
vom 4. Januar 2005

Die Grundsicherungsstatistik wird den so genanntenBruttobedarf
(Grundsicherungsbedarf)wie auch den so genanntenNettoanspruch
(alsodie aufstockendeGrundsicherungsleistung)in Durchschnittswer-
ten ausweisen,nicht jedoch bezogen auf einzelne Gruppen von
Grundsicherungsbeziehern, wie beispielsweise gesetzlichRentenversi-
cherte.

Nach den in der Pressemitteilung vom 3. Dezember2004 veröffent-
lichten vorläufigen Ergebnissenbelief sich im Jahr 2003 der durch-
schnittlicheBruttobedarf bundesweitauf 572 Euro, der durchschnitt-
licheNettoanspruch auf 297Euro.

54. Abgeordneter
Klaus
Kirschner
(SPD)

Wie hochist die Gesamtsumme der zur Finan-
zierung der bedarfsorientierten Grundsiche-
rung notwendigenMittel?

Antwort desStaatssekretärs Dr. Klaus TheoSchröder
vom 4. Januar 2005

Die Grundsicherungsstatistikwird Angabenzu denGesamtkostender
Grundsicherung enthalten.NachdenerwähntenvorläufigenErgebnis-
senfür dasJahr2003beliefensichdie Bruttogesamtausgabenauf rund
1,46Mrd. Euro, nachAbzug von Einnahmen,diessind insbesondere
ErstattungenandererSozialleistungsträger, ergabensich Nettoausga-
benin Höhe von rund 1,36Mrd. Euro.
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55. Abgeordnete
Dr. Gesine
Lötzsch
(fraktionslos)

Trifft eszu, dassder Maûstab für die Ermitt-
lung despauschaliertenRegelsatzesfür Sozial-
hilfeempfängernicht mehr die Konsumausga-
ben jener 20 Prozent bundesdeutscher Haus-
halte mit dem niedrigsten Einkommen sind,
sondern nur die noch niedrigeren Ausgaben
von Einzelpersonenhaushaltenin dieserGrup-
pe als Maûstab genommenwerden, und wie
begründetdie Bundesregierungdie ¾nderung
des Maûstabes,in Anbetracht der Tatsache,
dass die Ausgaben zwischen den ärmsten
Haushalten und den ärmsten Einzelperson-
haushaltenz.B. bei Bekleidungund Schuhen
um rund 57% differieren (DIE ZEIT
04/52)?

Antwort desStaatssekretärs Heinrich Tiemann
vom 22.Dezember2004

Die Regelsatzverordnung regelt Zusammensetzung, Inhalt und Be-
messungdes Regelsatzesfür den Haushaltsvorstand (Eckregelsatz).
Daher ist es folgerichtig, auf den Ein-Personen-Haushaltabzustellen.
Die Regelsätzefür die Haushaltsangehörigenwerdenvom Eckregel-
satzabgeleitet.

56. Abgeordnete
Dr. Gesine
Lötzsch
(fraktionslos)

Trifft eszu,dassin denpauschalisierten Regel-
satzfür Sozialhilfeempfängerz.B. beimPosten
Bekleidungnur 89%in denRegelsatzeinflieût
oder beim PostenFreizeit, Unterhaltung und
Kultur die erforderlichen 86 Euro auf 36 Euro
reduziertwerden,und auf welchergesetzlichen
Grundlage erfolgen diese Abschäge (DIE
ZEIT 04/52)?

Antwort desStaatssekretärs Heinrich Tiemann
vom 22.Dezember2004

Die Sozialhilfeist eineMindestsicherung,die ausschlieûlichdie Bedar-
fe gewährt, die zum notwendigen Lebensunterhalt gehören.Daher
müssenVerbrauchspositionender Einkommens-und Verbrauchsstich-
probe, die nicht zum notwendigen Lebensunterhaltgehören, beim
Regelsatzunberücksichtigt bleiben.Gleichesgilt für Bedarfe,für die
gesonderteLeistungengewährt werden, wie z.B. Erstausstattungen
für Bekleidung.

57. Abgeordneter
Andreas
Storm
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage
desVorsitzendendesDeutschenHausärztever-
bandes anlässlichder unter Beteiligung der
Bundesministerin für Gesundheitund Soziale
Sicherung,Ulla Schmidt,erfolgtenVorstellung
des Hausarztmodells der Barmer Ersatzkasse
am 22.Dezember2004, Bestandteil des Ver-
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tragesseieinePrämiefür den Hausarzt,wenn
er Patienten zur Einschreibung in Disease-
Management-Programmebewege(Frankfurter
AllgemeineZeitung vom 23.Dezember2004),
und wie verträgt sich eine solcheEinschreibe-
prämie mit der Antwort der Bundesregierung
vom 21.Dezember2004auf die Kleine Anfra-
ge der Fraktion der CDU/CSU ¹Bürokratie
und Kosten durch Disease-Management-Pro-
grammeª (Bundestagsdrucksache 15/4593),
nachder die ¹Gewährungvon Prämienbei ho-
her Einschreibequote(. . .) nicht zulässigªsei?

58. Abgeordneter
Andreas
Storm
(CDU/CSU)

Warum hat die Bundesministerin für Gesund-
heit und SozialeSicherung,Ulla Schmidt,we-
der bei der öffentlichenVorstellungdesHaus-
arztmodellsder Barmer Ersatzkassein Anwe-
senheitdesVorsitzendendesDeutschenHaus-
ärzteverbandes noch in ihrer diesbezüglichen
Pressemitteilung vom 22.Dezember2004 auf
die Unzulässigkeiteiner Prämiefür den Haus-
arzt bei EinschreibungseinerPatientenin ein
Disease-Management-Programm hingewiesen,
und wird das Bundesversicherungsamtals zu-
ständige Aufsichtsbehörde des Bundes den
Hausarztvertrag der BarmerErsatzkassebean-
standen,wenn er eine solcheEinschreibeprä-
mie tatsächlichvorsieht?

Antwort desStaatssekretärs Heinrich Tiemann
vom 29.Dezember2004

In dem von Ihnen angesprochenen Vertrag, der am 22.Dezember
2004von der BarmerErsatzkasse,demDeutschenHausärzteverband
und dem DeutschenApothekerverband gemeinsammit Bundesminis-
terin Ulla Schmidt vorgestelltwurde, ist eine ¹Einschreibeprämieª,
die der Hausarzterhält, wenn er Patientenzur Einschreibungin Di-
sease-Management-Programmebewegt,nicht vorgesehen.Richtig ist,
dassder Hausarztnach dem Vertrag u.a. verpflichtet ist, gegenüber
teilnehmenden Patientenmit entsprechender Erkrankung auf die Teil-
nahme an Strukturierten Behandlungsprogrammen nach §137f des
Fünften BuchesSozialgesetzbuchhinzuwirken. Der Hausarzt erhält
hierfür jedochkeinegesonderteVergütung.Der Vertragsiehtlediglich
einePauschalefür die Behandlungund Betreuungvon Patienten,die
aneinemDisease-Management-Programmteilnehmen,vor.

Einen Widerspruchzwischendem Vertrag und der Antwort der Bun-
desregierung vom 21.Dezember 2004 auf die Kleine Anfrage der
Fraktion der CDU/CSU ¹Bürokratie und Kosten durch Disease-
Management-Programmeª (Bundestagsdrucksache15/4593)seheich
nicht.
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Geschäftsbe reich des Bundesm inisteriums für Verkehr ,
Bau- und Wohnungsw esen

59. Abgeordneter
Hans-Joachim
Fuchtel
(CDU/CSU)

Trifft es zu, dass das am 1. Januar 2005 in
Betrieb gehende Mauterhebungssystemaus-
schlieûlich für die Bemautungvon Lastkraft-
fahrzeugengeeignetist und für eine Bemau-
tung von Personenkraftfahrzeugenein zusätzli-
chesSystemeingerichtet beziehungsweiseeine
solche Maut mit Vignetten erhoben werden
müsste?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Angelika Mertens
vom 3. Januar 2005

Da die Bundesregierungnicht beabsichtigt,eine Pkw-Maut einzufüh-
ren, enthaltendie vertraglichenVorgabenan Toll Collect ausschlieû-
lich die Anforderungen,die an ein Mauterhebungssystemfür schwere
Lastkraftwagenzu stellensind.

Im Grundsatzfunktioniert dassatellitengestützte Systemunabhängig
vom Fahrzeugtyp.

Einzelnedetaillierte technische,organisatorische, wirtschaftliche und
rechtlicheAspekteim Hinblick auf die Anwendung beimPkw wurden
nicht näherbeleuchtet.

60. Abgeordneter
Reinhard
Grindel
(CDU/CSU)

Wie ist der Standder Planungenfür densechs-
spurigenAusbauder BundesautobahnA 1 zwi-
schenBremerKreuz und BuchholzerDreieck,
und wann ist mit der Fertigstellungder Bau-
maûnahmezu rechnen?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Angelika Mertens
vom 6. Januar 2005

Die angesprochene74km langeGesamtstreckeist in siebenPlanfest-
stellungsabschnitte unterteilt. Für zwei Abschnitte liegt der Planfest-
stellungsbeschlussvor, von deneneinerbestandskräftig ist. Für die üb-
rigen Abschnitte sind die Planfeststellungsverfahreneingeleitet.Auf
Grund desPlanungsstandeskann ein konkreter Fertigstellungstermin
derzeitnicht genanntwerden.

61. Abgeordneter
Reinhard
Grindel
(CDU/CSU)

Welche organisatorischen Rahmenbedingun-
gensindgetroffenworden,um auchmittelstän-
dischenUnternehmen bzw. mittelständischen
Arbeitsgemeinschaftendie Chancezu geben,
bei der Auftragsvergabefür densechsspurigen
Ausbau der Bundesautobahn A 1 zwischen
Hamburgund BremenzumZugezu kommen?
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Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Angelika Mertens
vom 6. Januar 2005

Die Bundesregierung begrüût ein etwaigesEngagementdes Mittel-
standesbei einer Ausschreibung und VergabediesesProjektes.Die
derzeitigen Rahmenbedingungen für den Ausbau der Bundesauto-
bahn von vier auf sechsFahrstreifen ermöglichendem Mittelstand
sich unter Wahrung der Chancengleichheit am Vergabeverfahren zu
beteiligen.

62. Abgeordneter
Reinhard
Grindel
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor-
schlag,nach einer entsprechenden¾nderung
der gesetzlichenGrundlagen die Auftragsver-
gabefür den Ausbauder BundesautobahnA 1
zwischenHamburg und Bremen von der Be-
reitschaft des ausführenden Unternehmens
oder einer Arbeitsgemeinschaft abhängig zu
machen, auch die Küstenautobahn A 22 auf
Mautbasiszu realisieren?

Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Angelika Mertens
vom 6. Januar 2005

Der Bundesregierung ist eine Verknüpfung der beidenMaûnahmen
BundesautobahnA 1 und BundesautobahnA 22 nicht bekannt.Einen
konkretenProjektvorschlagfür denBauder KüstenautobahnA 22 als
Betreibermodellhat die Auftragsverwaltungbishernicht gemacht.

63. Abgeordneter
Stephan
Mayer
(Altötting)
(CDU/CSU)

Wie beabsichtigtdie Bundesregierung so ge-
nannte Mautsünder/Schwarzfahrerzu verhin-
dern, mit denendie deutschenSpediteurezum
Maut-StartAnfang 2005rechnen(Quelle:Zei-
tungsberichtder Berliner Zeitung vom 22.No-
vember2004)?

Antwort desParlamentarischenStaatssekretärs Achim Groûmann
vom 28.Dezember2004

Wie bereits in der Antwort meiner Kollegin, der Parlamentarischen
Staatssekretärin Angelika Mertens,vom 19.November2004auf Ihre
schriftlicheFrage62 (Bundestagsdrucksache15/4269)mitgeteilt,wird
dasBundesamtfür Güterverkehr (BAG) mit dem Beginn der Maut-
erhebungam 1. Januar2005die notwendigenMaûnahmenergreifen,
um sicherzustellen,dassder in- und ausländischeMautschuldnersei-
ner ausdem Autobahnmautgesetz resultierendenPflicht zur Zahlung
der Lkw-Maut nachkommt.Dies geschichtdurch den effektivenEin-
satz von automatischer und mobiler Kontrolle auf den Bundesauto-
bahnen.WerdendabeiVerstöûegegendasAutobahnmautgesetzfest-
gestellt,wird die Maut nacherhoben und der VerstoûgegendasAuto-
bahnmautgesetznachEntscheidungdesBAG unter Berücksichtigung
aller Umständemit einemBuûgeldgeahndet.
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64. Abgeordneter
Siegfried
Scheffler
(SPD)

Trifft es zu, dassdie DeutscheBahn AG, die
sich zu 100% im Besitz des Bundesbefindet,
aufgrund von Mittelkürzungen seitens des
Bundes plant, in den nächsten fünf Jahren
einengroûenTeil der ursprünglich141 vorge-
sehenen Projekte, die der Modernisierung
bzw. dem AusbaudesbestehendenLiniennet-
zesdienensollten,zu verschieben,zu streichen
oder zu reduzieren,so dassselbstein Teil der
bisher 66 abgestimmtenProjekte nicht mehr
realisiert wird, und wenn ja, welcheProjekte
werdengestrichenbzw.verschoben?

Antwort desParlamentarischenStaatssekretärs Achim Groûmann
vom 6. Januar 2005

Nein.

65. Abgeordneter
Siegfried
Scheffler
(SPD)

Trifft eszu (DER SPIEGEL vom 19.Dezem-
ber 2004),dassunter die zu streichendenPro-
jekte auchdie Anbindung desGroûflughafens
Berlin-Schönefeld durch den Ausbau der
¹Dresdner Bahnª fällt, und wennja, wie beur-
teilt die Bundesregierung wirtschaftlich und
politisch dieseEntscheidungvor dem Hinter-
grund, dassbei demFinanzierungskonzeptfür
denzu errichtendenGroûflughafen die Anbin-
dungdurch die DresdnerBahnbereitsfestein-
geplantist?

Antwort desParlamentarischenStaatssekretärs Achim Groûmann
vom 6. Januar 2005

Die Mittelfristplanung der DB AG beinhaltetfür diesesVorhabendie
erforderlichen Mittel für die Weiterführung. Dies entsprichtauchden
Intentionen der Bundesregierung. Die Bundesregierung beabsichtigt,
nachVorliegendesBaurechtsdasVorhabenzügigzu realisieren.

66. Abgeordneter
Siegfried
Scheffler
(SPD)

Vertritt die Bundesregierungdie Ansicht, dass
ein sich in Bundesbesitzbefindliches Unter-
nehmen nach Möglichkeit schwarze Zahlen
schreibensollte± die im kommendenJahr bei
der DB AG erwartetwerden± darüberhinaus
aber keine betrieblichen Maûnahmen umge-
setztwerdensollten,die die Wirtschaftlichkeit
überdasPrimat der Beschäftigung stellen,und
wie wird sichdie StreichungeinesgroûenTeils
der bisher vorgesehenenProjekte nach Ein-
schätzungder Bundesregierung auf den Ar-
beitsmarktim Bausektorauswirken?
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Antwort desParlamentarischenStaatssekretärs Achim Groûmann
vom 6. Januar 2005

Wie die Antwort auf Ihre Frage64 zeigt,trifft die GrundannahmeIh-
rer Fragenicht zu. Dennochist darauf hinzuweisen, dassdie DB AG
eine selbständigeAktiengesellschaftist, derenalleinigerAktionär die
Bundesrepublik Deutschlandist. Hieraus ergebensich für den Bund
die ihm nachdem AktiengesetzzustehendenRechtealsAktionär die-
serGesellschaft. GemäûAktiengesetzhat der Vorstandunter eigener
Verantwortung die Aktiengesellschaftzu leiten.Über die Organisation
einzelnerGeschäftsaktivitäten ± wie die Personalpolitik ± entscheidet
der VorstanddesUnternehmensgemäûden aktienrechtlichen Vorga-
benin eigenerwirtschaftlicherVerantwortung.

Die strikte Trennungder politischenvon denunternehmerischenAuf-
gabenwar und ist ein wesentlichesMerkmal der in breitempolitischen
Konsensbeschlossenenund 1994 eingeleitetenBahnreform. Weder
der Bund noch andere Dritte können dem Privatunternehmen DB
AG Vorgabenmachen,die in den unternehmerischenEntscheidungs-
bereicheingreifen.

67. Abgeordneter
Dr. Max
Stadler
(FDP)

Welche Bedenken hat die Bundesregierung,
den Beschlussdes Bundesratesvom 23.Mai
2003 zur Ausweitung des Gebührenrahmens
für Anwohnerparkplätze(Nr. 265 der Gebüh-
renordnung für Maûnahmen im Straûenver-
kehr) umzusetzen?

68. Abgeordneter
Dr. Max
Stadler
(FDP)

Bis wann ist mit der Vorlageeinesabgestimm-
ten Verordnungsentwurfes zur ¾nderungdie-
serGebührenordnungzu rechnen?

Antwort desParlamentarischenStaatssekretärs Achim Groûmann
vom 29.Dezember2004

Im Zuge der UmsetzungdesBeschlusseswird gegenwärtignoch ge-
klärt, ob die begehrteAusweitungdesGebührenrahmensunter dem
Gesichtspunktdes Kostendeckungsprinzips (§6a Abs.2 Straûenver-
kehrsgesetz,§3 Satz2 Verwaltungskostengesetz(VwKostG)) gerecht-
fertigt ist und ob dem mit dem Bewohner-Parkausweisverbundenen
Privileg einenach§9 Abs.1 Nr. 2 VwKostG angemessenzu berück-
sichtigendeBedeutungbzw. ein wirtschaftlicher Wert zukommt. Der
Bund-Länder-Fachausschuss Gebührenordnung für Maûnahmen im
Straûenverkehr hat hierzumehrheitlichdie Auffassungvertreten,dass
der Bewohner-ParkausweiskeinenAnspruchauf einenParkplatzver-
schaffeund deshalbein wirtschaftlicherVorteil entsprechend der be-
antragtenMargenanhebung nicht zu begründensei.

Die Anregung, die Gebühr für das AusstelleneinesBewohnerpark-
ausweisesausder Gebührenordnungfür Maûnahmenim Straûenver-
kehr zu streichenund eineGebührenregelungdenLändernzu überlas-
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sen,stöût insbesondere bei den Ländern auf rechtsförmlicheBeden-
ken.

Geschäftsbe reich des Bundesm inisteriums für Umwelt,
Naturschut z und Reaktorsicherh eit

69. Abgeordnete
Angelika
Brunkhorst
(FDP)

Auf welchenZahlen basiert die Aussagedes
Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit, Jürgen Trittin, im Schrei-
ben an den AbgeordnetenHolger Ortel vom
5. November 2004, wonach er einen zusätzli-
chenAusbauvon Höchstspannungsnetzenzur
Ableitung des Offshore-Windkraft-Stroms für
nicht erforderlich hält, und können diesezu-
grundeliegendenZahlenauchdenAbgeordne-
ten desDeutschenBundestagesinnerhalb der
ersten Kalenderwoche 2005 zugänglich ge-
machtwerden?

Antwort desStaatssekretärs Rainer Baake
vom 29.Dezember2004

Die AussagedesBundesministersfür Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit,Jürgen Trittin, in seinemSchreibenvom 5. November
2004an MdB Holger Ortel basierteauf drei bis zu diesemZeitpunkt
vor der niedersächsischen Küste genehmigtenOffshore-Windparks
mit einerAnlagenzahlvon 169Anlagenund einerGesamtleistungvon
rund 570Megawatt.

70. Abgeordnete
Angelika
Brunkhorst
(FDP)

Welche in dem Schreibenvom 5. November
2004desBundesministers für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit, Jürgen Trittin,
angesprochenentechnischinnovativen Lösun-
gen zur Nutzung desPotenzialsin bereitsbe-
stehendenLeitungstrassenmeint er konkret?

Antwort desStaatssekretärs Rainer Baake
vom 29.Dezember2004

Bei deninnovativenLösungenzur ErweiterungdesPotenzialshandelt
es sich u.a. um ein Freileitungstemperaturmonitoring, ein Erzeu-
gungs-und Lastmanagement sowiemöglicheVerstärkungen bestehen-
der Leitungen.

71. Abgeordnete
Angelika
Brunkhorst
(FDP)

Werdenim Rahmendesim Schreibenerwähn-
ten Umweltforschungsprogramms desBundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit auch die GIL-Technik zur
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alternativenunterirdischenVerlegunggeprüft,
und wann ist mit einemErgebnisder Prüfung
zu rechnen?

Antwort desStaatssekretärs Rainer Baake
vom 29.Dezember2004

Im Rahmender Forschungfür erneuerbareEnergienstellt die Integ-
ration in dasNetz einenSchwerpunktdar. WelcheForschungsvorha-
benim Einzelnengefördertwerden,ist derzeitnochnicht entschieden.
Im Umweltforschungsplansoll 2005ein Vorhabenzu Umweltanforde-
rungen an den durch Windenergiebedingten Netzausbauvergeben
werden,wobei auch die Technik gasisolierterÜbertragungsleitungen
(GIL) berücksichtigtwerdenkann.

72. Abgeordnete
Angelika
Brunkhorst
(FDP)

Sieht die Bundesregierung bei der im Schrei-
ben vom 5. November 2004 geäuûerten Auf-
fassung,weitereBelastungendurch denzusätz-
lichenAusbauvon Hochspannungsmastensoll-
ten vermieden werden, jenseits der Landes-
raumplanungauchHandlungsansätzeder Bun-
desregierung, und wennja, welche?

Antwort desStaatssekretärs Rainer Baake
vom 29.Dezember2004

Grundsätzlich ist der Netzausbaueine Aufgabe der Landesplanung.
Der Bund besitzt keine eigenenKompetenzen, um Einfluss auf die
Art des jeweils geplantenkonkreten Netzausbauvorhabenszu neh-
men.

73. Abgeordneter
Otto
Fricke
(FDP)

WelcheRegelungenplant die Bundesregierung
im RahmendesElektro-und Elektronikgeräte-
gesetzes(ElektroG) für die fachgerechteEnt-
sorgung von Wärmespeicher-Heizgerätenmit
dem Ziel, dassdiesezum einen nicht unrecy-
celt auf Deponien gelagertwerden und zum
anderennicht gemeinsammit anderenHaus-
haltsgroûgeräten transportiert werden, wo-
durch die gesundheitsgefährdenden Stoffe
Asbest und Chrom VI freigesetzt werden
könnten?

Antwort desStaatssekretärs Rainer Baake
vom 4. Januar 2005

Wärmespeicherheizgeräte,die Asbest-und Chrom VI enthalten, unter-
fallen nicht dem Entwurf des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes
(ElektroG-E). Sie entsprechenvom Grundsatzher zwar der Katego-
rie 1 desElektroG-E. Nach§2 Abs.1 werdenjedochGeräte,die einer
der 10 Kategorienunterfallen,aberBestandteil einesanderenGerätes
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sind,dasnicht in denAnwendungsbereichdesGesetzesfällt, vom An-
wendungsbereichausgenommen.Nach dem Verständnis der Bundes-
regierunggehören¹ortsfeste (fest installierte) Anlagenª dementspre-
chendzu den Anlagen,die nicht in den AnwendungsbereichdesGe-
setzesfallen.Als Interpretationshilfefür die Bestimmungvon ¹ortsfes-
ten Anlagenª wird die Richtlinie überelektromagnetischeVerträglich-
keit (EMV-Richtlinie) und derenAuslegung*) für ¹ortsfesteAnlagenª
hinzugezogen. Wärmespeicherheizgeräte mit asbesthaltigen und
Chrom VI-haltigen Stoffen werden entsprechendder Norm EN
60335-2-30¹SicherheitelektrischerGerätefür denHausgebrauchund
ähnlicheZweckeª als ¹befestigteª im Unterschied zu ¹ortsveränderli-
chenª Geräten betrachtet.Um auf diesenGrundlagenals ¹ortsfeste
(fest installierte) Anlageª angesehenzu werden,mussdie festeInstal-
lation der ausmehrerenEinzelteilenbestehendenAnlagealsauchdie
DemontageaufgrundspezifischerMontage-bzw.Demontageanleitun-
gendurcheinenFachbetrieberfolgen.

Die Entsorgungder asbesthaltigenAltgeräteerfolgt entsprechendder
Gefahrstoffverordnungund denTechnischenRegelnfür Gefahrstoffe
(TRGS) 519 ¹Asbest-Abbruch-, -Sanierungs-und -Instandsetzungsar-
beitenª. Speicherheizgeräteals asbesthaltige Gefahrstoffe sind durch
sachkundigePersonenzu demontierenund zu entsorgen.Dement-
sprechendsind Abfälle, die Asbest enthalten, in geeigneten,sicher
verschlieûbaren und gekennzeichneten Behältern ohne Gefahr für
Mensch und Umwelt zu sammeln,zu lagern und zu entsorgen.Die
Entsorgungmussauf für Asbestzugelassenen Deponien bzw. Depo-
nieabschnittenso erfolgen, dasseine Asbestfaserfreisetzungvermie-
denwird.

Geschäftsbe reich des Bundesm inisteriums für
wirtschaftli che Zusammen arbeit und Entwicklun g

74. Abgeordneter
Peter
Weiû
(Emmendingen)
(CDU/CSU)

Wird die Bundesregierung der Empfehlung
der ¹International Crisis Groupª folgen und
durch eine Kürzung der Entwicklungszu-
sammenarbeit für Ruanda sowie durch eine
auchvon der Bundesministerin für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung,
HeidemarieWieczorek-Zeul, im Interview mit
¹DER SPIEGELª vom 20.Dezember 2004
geforderteAussetzung der internationalenEnt-
schuldungRuandasauf die RegierungRuan-
dasDruck ausüben,um diesevon einererneu-
ten militärischen Intervention im Osten des
Kongo abzuhalten?

*) Leitfaden für die Anwendungder Richtlinie 89/336/EWG desRates,geändertdurch die
Richtlinien 91/263/EWG, 92/31/EWG, 93/68/EWG und 93/97/EWG in der Fassung
vom 28.Mai 1997Punkt 6.5.2.1;S.38.
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Antwort der ParlamentarischenStaatssekretärin Dr. UschiEid
vom 29.Dezember2004

Die deutscheEntwicklungszusammenarbeitmit Ruandakonzentriert
sich auf Wirtschafts-und Demokratieförderung sowie den Gesund-
heitssektor.Sie unterstützt sowohl den Aufbau zivilgesellschaftlicher
Strukturen als auch staatliche Stellen, insbesondere Gerichte, um
einenBeitrag zu guter Regierungsführung, verbesserterRechtssicher-
heit und Versöhnung zu leisten.Die davonBegünstigten± unter ihnen
eineVielzahlvon Hinterbliebenenvon Ermordetenausdem Genozid
von 1994 ± dürfen nicht für das Verhalten ihrer Regierungbestraft
werden.Eine Kürzung unsererEntwicklunszusammenarbeitzum ge-
genwärtigenZeitpunkt erscheintdeshalbverfehlt.

Der internationaleDruck, im Rahmender EU nicht zuletztaufgrund
der Intervention der Bundesregierung, hat die RegierungRuandasda-
zu veranlasst,ihre Drohung einesEinmarschesim Ostkongozurück-
zunehmen.Die Entscheidungüber eine EntschuldungRuandaswird
im März 2005 unter der Einschätzungder Haltung der Regierung
Ruandasim Friedensprozesserfolgen.

Berlin, den7. Januar2005
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